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We are (the) 
R e v o l u t i o n

Die Zeitung, die du in deinen Hän-
den hältst, wird regelmäßig von einer 
Gruppe von Jugendlichen herausge-
bracht. Diese Gruppe nennt sich genau 
wie die Zeitung – REVOLUTION. Wir 
sind eine internationale kommunisti-
sche Jugendorganisation.

Wir haben ein gemeinsames Pro-
gramm, das wir uns selbst erarbeitet 
haben. Wir sind offen für jede Diskus-
sion, aber wir stehen geschlossen hin-
ter unseren Aktionen. Wie unser Name 
sagt, sind wir für die Revolution, für 
den Kommunismus. Eine gerechte und 
befreite Gesellschaft kann nur ent-
stehen, indem der Kapitalismus von 
denen, die er unterdrückt, zerschla-
gen wird. Und der Kampf dafür beginnt 
jetzt, in konkreten Kämpfen, wie im 
Kampf der Refugees für volle Bürger_
Innenrechte oder Seite an Seite mit 
Arbeiter_Innen aus aller Welt.

Wir haben wöchentliche Ortsgrup-
pentreffen, auf denen wir gemeinsam 
diskutieren und Aktionen planen. Wir 
gehen auf Demonstrationen, unter-
stützen Streiks und bringen Flugblät-
ter und eine Zeitung heraus, um neue 
Jugendliche und junge Arbeiter_Innen 
für unsere Ideen zu gewinnen. Wenn 
du Fragen hast oder diskutieren willst, 
sprich uns gerne an oder schreibt uns 
auf Insta. Wenn du unsere Ideen unter-
stützt, dann werde aktiv, organisiere 
dich gemeinsam mit uns!

I n h a l t

Hier in dieser Zeitung erfährst du 
nur einige Punkte und Positio-
nen unserer Politik. Sie basieren 
auf unserem Programm, wel-
ches unsere heutige Situation 
mit dem kampf um eine sozia-
listische Revolution verbindet. 
Allen Jugendlichen innerhalb 
der Sozialdemokratie, sowie in 
der radikalen Linken, wollen 
wir mit diesem Programm einen 
Diskussionsvorschlag bieten 
für den Aufbau einer tatsäch-
lich revolutionären, unabhängi-
gen Jugendorganisation - einer 
neuen Jugendinternationale. Wir 
fordern euch auf, es mit uns zu 
diskutieren und aktiv in die kom-
menden Auseinandersetzungen 
in der Krise zu tragen.
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von Stephie Murcatto

Die Klimabewegung ist an einem Wendepunkt angekom-
men. Die großen Mobilisierungen der Klimabewegung, so 
wie der Fridays For Future Global Strike, stagnieren seit 
Corona. Die Partei „die Grünen“ hat sich lange als Verbün-
dete der Proteste präsentiert und ist nun an der Regie-
rung dabei, alles zu verraten, wofür die Klimabewegung 
einsteht. Viele Aktivist_Innen greifen zu verschiedenen 
neuen Strategien, um den Klimawandel aufzuhalten. Die 
„Letzte Generation“ verwendet Straßenblockaden mit dem 
berühmten Festkleben. End Fossil Occupy besetzte Schulen 
und Unis. Dazu kam jüngst auch die Abbaggerung Lütze-
raths, die zwar von massiven kämpferischen Protesten 
begleitet wurde, aber schlussendlich die Abbaggerung des 
Dorfs, welches für Jahre als Symbol der Klimabewegung 
gestanden hat, nicht verhindern konnte. Dennoch ist das 1,5 
Grad Ziel in weitere Ferne gerückt und die Proteste blieben 
gesellschaftlich isoliert. So unterschiedlich die Forde-
rungen und Taktiken von FFF, EG, Letzte Generation, XR 
usw. auch sein mögen, ähnlich sind sie sich in dem Punkt, 
dass sie den Staat mit Appellen und der Erzeugung medi-
aler Aufmerksamkeit von der Wichtigkeit der Reduktion 
von CO2 überzeugen möchten. Dass ihre Aktionsformen 
viele Menschen mobilisieren können, haben sie bewiesen. 
Jedoch haben sie auch gezeigt, dass sich die politischen 
Entscheidungsträger_Innen trotz aller tollen Worte nicht 
durch symbolische Appelle von ihrer klimaschädlichen 
Politik abbringen lassen. Wir müssen also aus den letz-
ten 3 Jahren Klimaaktivismus die Bilanz ziehen, dass 
unsere Bewegung neue Aktionsformen braucht, die über 

Aufforderungen an die Politiker_Innen und symbolische 
medienwirksame Aktionen hinausgehen. Das geht unserer 
Meinung nach nicht mit, sondern nur gegen den Staat.

Anstatt also die Politik zu 
bitten, dieses und jenes zu tun, 
müssen wir unser Schicksal 
selbst in die Hand nehmen. Das 
Mittel dafür stellt die Vergesell-

schaftung dar: Indem wir Energieproduktion, Verkehr oder 
Landwirtschaft demokratisch organisieren, kontrollieren 
und planen, entreißen wir sie der egoistischen und wider-
sprüchlichen Marktlogik und können so ein Wirtschaften, 
orientiert an unseren Bedürfnissen und der Erhaltung des 
Planeten anstatt an der Vermehrung von Profiten, umset-
zen. Durch unsere aktuelle profitbasierte Wirtschaftsweise 
können sich Reiche viel besser vor den Auswirkungen 
des Klimawandels schützen, während wir insbesondere 
in ärmeren Ländern seinen Folgen schutzlos ausgesetzt 
sind. Wer wie unter der Klimakrise leidet ist eine Klassen-
frage, weshalb wir den Kampf dagegen auch als Klassen-
kampf verstehen müssen. So müssen wir dafür eintreten, 
dass die Kosten der Klimakrise nicht auf dem Rücken der 
Arbeiter_Innen und der Jugend ausgetragen werden (z. B. 
durch Ökosteuern oder Massenentlassungen in umwelt-
schädlichen Industrien). Wir müssen dafür sorgen, dass 
die Klimafrage und die soziale Frage nicht gegeneinander 
ausgespielt, sondern miteinander verbunden werden. 
Das heißt also, neue Jobs in der Gewinnung regenera-
tiver Energien zu schaffen und durch Umschulungen, 
höhere Löhne und Arbeitszeitverkürzungen gleichzeitig 

Arbeitskampf und  
Klimastreik−  
One struggle, one fight?

Der Kampf gegen 
den Klimawandel 
ist ein Klassen-
kampf!
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für bessere Arbeit und ein besseres Klima zu kämpfen. 
Dafür brauchen wir jedoch auch in der Klimabewegung 
ein Verständnis für die existenziellen Sorgen und Nöte 
der Beschäftigten und keine abgehobene Ignoranz, wie sie 
in der Debatte manchmal vorkommt. Sprüche wie „Sucht 
euch doch einfach nen‘ Job in nem Öko-Startup!“ helfen 
da wenig weiter und spiegeln vielmehr die privilegierte 
Position einiger Aktivist_Innen wider. Doch am letzten 
FFF Global Strike am 03.03.2023 haben in verschiedenen 
Orten FFF und die Dienstleistungsgewerkschaft Ver.di 
gemeinsam gestreikt. Dies stellt einen absolut notwendigen 
Schritt der Klimabewegung in die richtige Richtung dar! 

Bevor wir diese Frage beant-
worten können, müssen wir 
erstmal klarstellen, inwiefern 
ein Streik einen Unterschied 
dazu darstellt, wie FFF vorher 

ihre Aktionen gestaltet hat. Auf der Straße mag es nämlich 
gar nicht so anders aussehen, aber in der Realität ist es ein 
qualitativer Unterschied zu den vorherigen FFF-Demos, 
wenn die Gewerkschaften ihre Streiks auf den gleichen 
Tag legen und sich hinter die Forderungen von FFF stel-
len. Dieser besteht darin, dass, wenn die Gewerkschaften 
streiken, ein ökonomischer Druck aufgebaut werden kann. 
Im Extremfall kann durch einen Generalstreik im wahrsten 
Sinne des Wortes ein komplettes Land lahmgelegt werden. 
Keine U-Bahnen fahren, keine Autos werden produziert, 
du kannst dir nicht bei McDonald‘s nen‘ schönen Chee-
seburger kaufen, Amazon liefert nicht und keine Güter 
werden im Hamburger Hafen entladen. Kurzum: Alles, was 
den Kapitalismus zum Funktionieren bringt, steht still. 

In einer solchen Situation muss man auch nicht mehr an 
die Regierung appellieren, etwas gegen den Klimawandel 
zu tun. Zum einen steht sie dadurch unter einem wahr-
haftigen Druck zu handeln. Zum anderen entsteht durch 
Streiks das Bewusstsein unter den Beschäftigten, dass 
sie selbst es sind, weswegen der gesamte Laden über-
haupt laufen kann. Revolutionär_Innen müssen ihnen 
dann im Zuge der Streiks aufzeigen, dass im nächsten 
Schritt sie selbst es sind, die demokratischer Kontrolle 
über die Produktionsmittel übernehmen müssen. So 
weit sind wir jetzt im Fall des gemeinsamen Streiks von 
FFF und Ver.di noch nicht. Jedoch ist es ein erster wich-
tiger gemeinsamer Schritt, dass die Gewerkschaft ihren 
Warnstreiktag auf das Datum des Klimastreiks gelegt hat, 
dass in vielen Städten gemeinsam protestiert wurde und 
ein symbolischer Schulterschluss stattgefunden hat. 

Allein dieses Minimum an 
öffentlicher Solidarität hat 
in den bürgerlichen Medien 
schon einen Shitstorm gegen 
die Gewerkschaft ausge-

löst. “Das ist ja politischer Streik!“ hier.. und „das ist 
doch verboten!“ dort. Um einen politischen Streik han-
delt es sich hier jedoch (leider) keinesfalls, denn ver.di 
hat lediglich den Termin für ihren Warnstreik für den 
Tarifkampf im Öffentlichen Dienst (TV-ÖD) auf densel-
ben Termin wie FFF gelegt, jedoch keine ökologischen 
Forderungen in den Tarifvertrag mit aufgenommen.

Doch tatsächlich hat Deutschland ein extrem rück-
schrittliches Streikrecht, in dem politische Streiks verboten 
sind. Damit macht sich Deutschland zu dem Land, mit dem 

rückschrittlichsten Streikrecht in ganz Europa – gleich 
scheiße ist nur der Vatikan. Gewerkschaften in Deutsch-
land dürfen Streiks lediglich als letztes Mittel nutzen, um 
Druck in Tarifverhandlungen auszuüben. Prinzipiell sind 
politische Streiks aber nicht von der Verfassung verboten. 
Es gibt lediglich eine Tradition in der Rechtsprechung des 
Bundesarbeitsgerichtes, die Streiks ohne Bezug zu laufen-
den Tarifverhandlungen häufig mit Einschränkungen und 
Repression belegt. Politische Streiks sind also trotzdem 
möglich, wenn die Gewerkschaftsbürokratie dazu bereit 
wäre. Denn eigentlich ist es auch gar nicht wichtig, ob ein 
politischer Streik oder gar ein Generalstreik im Einklang 
mit dem geltenden Recht in Deutschland steht. Die großen 
Generalstreiks in der Geschichte der Arbeiter_Innenbe-
wegung in Deutschland waren es zumindest auch nicht: 
Ob die Massenstreiks zur Beendigung des Ersten Welt-
krieges, oder der Generalstreik, der die Weimarer Repu-
blik vor einem faschistischen Putsch 1920 gerettet hat. 
Was soll auch so ein Stück Papier gegen die geballte Kraft 
der Arbeiter_Innenklasse ausrichten? Schließlich hat 
ein Generalstreik mit Millionen Unterstützer_Innen auch 
eine viel höhere demokratische Legitimität als irgendein 
von Juristen konstruiertes Urteil. Die Herrschenden sind 
dadurch gezwungen, auf die Interessen der streikenden 
Massen einzugehen und können, sollten sie dies nicht 
tun, durch weitere Aktionen sogar entmachtet werden.

Dass heute nicht alle 
Arbeiter_Innen und Gewerk-
schaftsmitglieder so Feuer 
und Flamme für politische 

Streiks fürs Klima und die Vergesellschaftung der Produk-
tionsmittel eintreten, hat viel mit den desillusionierenden 
Erfahrungen der Gewerkschaftsbewegung in den letzten 
Jahrzehnten zu tun. So hat die Gewerkschaftsführung 
mit ihrer Politik der Sozialpartnerschaft (was so viel wie 
Kooperation zwischen Kapital und Arbeit anstelle von 
Klassenkampf heißt) für Vertrauensverlust, Trägheit und 
Passivität unter den Gewerkschaftsmitgliedern gesorgt. 
Und das, obwohl Umweltschutz seit dem Entstehen der 
Arbeiter_Innenbewegung eigentlich immer ein zentrales 
Thema der Gewerkschaften war. Im Zuge der Sozialpartner-
schaft haben die Gewerkschaften dann das Umweltthema 
und viele andere politische Fragen nach und nach im 
Aktenschrank der Geschichte verstaut und sich von den 
Unternehmen aus der Sphäre der Politik drängen lassen, 
sodass sie sich heute nur noch für Tarifverhandlungen 
zuständig fühlen. In diesem Aktenschrank müsste sich auch 
ein Schredder befinden, dem die internationale Solida-
rität zum Opfer gefallen ist. Mit der Sozialpartnerschaft 
ging nämlich auch die Entfaltung der nationalistischen 
Orientierung der Gewerkschaften einher, die den Ausbau 
Deutschlands zur Exportmacht der Solidarität mit Arbei-
ter_Innen weltweit vorzieht. Doch da der Kampf gegen die 
Klimakrise global stattfinden muss, brauchen wir inter-
nationale Solidarität statt nationalistischer Spaltung. 

Die Gewerkschaftsführungen werden sich vermutlich 
leider nicht so leicht von unseren Argumenten überzeu-
gen lassen. Das liegt daran, dass sie selber viel zu tief in 
der Scheiße mit drinstecken und ihre eigenen Privilegien 
verlieren könnten. Es braucht also aktiv Druck aus der 
Gewerkschaftsbasis gegen die Führung. Beschäftigte, 
die bei ver.di organisiert sind, müssen in ihren Betrie-
ben Streikkomitees aufbauen, die wähl- und abwählbare 

Was macht die 
Streiks so  
besonders?

Aber welchen 
Schritt machen  
wir als nächstes?

Die Bürokraten in 
den Gewerkschaften 
stehen uns im Weg
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Delegierte in die Streikversammlungen entsenden, und 
selbst die Kontrolle über den Fortgang des Streiks über-
nehmen, sowie über weitere Maßnahmen entscheiden. 
Ebenso darf beispielswiese der aktuelle Kampf für Lohn-
erhöhungen im Nahverkehr nicht bei einem schlechten 
Kompromiss mit den Bossen stehenbleiben, sondern muss 
den Ausbau des Streckennetzes, Solidarität mit Streiks in 
anderen Branchen und Übergangsforderungen auf die 
Tagesordnung setzen. In allen für den Kampf gegen den 
Klimawandel strategisch wichtigen Sektoren, ob in der 
Autoindustrie, dem Nahverkehr oder der Energieindus-
trie braucht es eine kämpferische Basisbewegung gegen 
die verräterische Politik der Gewerkschaftsbürokratie.

Als Schüler_Innen haben wir 
leider nur begrenzten Einfluss 
darauf, was in den Gewerkschaf-
ten passiert. Ein erster Schritt 
wäre es aber zum Beispiel schon 

einmal, Streikposten zu besuchen und mit den Streiken-
den in Diskussion zu treten. Was wir außerdem machen 
können, ist innerhalb der Klimabewegung weiterhin für 

Streiks im ÖPNV:
Für eine sozialistische 
Verkehrswende!

Von Yorick F.

Am 3. März fand der Tag 
des Globalen Klimastreiks 
von Fridays For Future statt, 

der in diesem Jahr aktiv mit den Arbeitskämpfen im 
öffentlichen Personennahverkehr verbunden wurde.

Am selben Tag hatte die Gewerkschaft ver.di bundesweit 
in mehr als 250 Orten zum Streik aufgerufen. Nicht nur 
stand der Verkehr an diesem Tag größtenteils still, auch die 
Beschäftigten solidarisierten sich durch eine Teilnahme 
an den Demonstrationen mit den Klimaaktivist_Innen, 
welche im Gegenzug Streikposten besuchten. Gemeinsam 
unterstützten sie mit ihnen ihre Forderungen nach einem 
Festgeld von 500€ und einer Lohnerhöhung von 10,5% als 
Ausgleich für die weiterhin wütende Inflation, sowie einen 
massiven Ausbau des ÖPNVs.  Auch mit Beschäftigten aus 
der Automobilindustrie wurde gestreikt, so in Zwickau wo 
gemeinsam mit den Beschäftigten des Automobilzulieferers 

GKN für ihre Tarifforderungen gestritten wurde. Das Echo 
auf diesen erneut aufkommenden Schulterschluss zwi-
schen Klimabewegung und Gewerkschaften blieb nicht aus: 
So bezeichnete der Vorsitzende der Bundesvereinigung 
der deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) Steffen Kam-
peter diesen als „gefährliche Grenzüberschreitung“. Wir 
sagen: Wenn sich prominente Vertreter_Innen des Kapitals 
besorgt zeigen, ist das ein gutes Zeichen! Auch dass sich 
Bundesverkehrsminister Volker Wissing (FDP) am Tag des 
Klimastreiks für einen weiteren Ausbau der Autobahn aus-
gesprochen hat, zeigt, dass diese Entwicklungen mehr als 
notwendig sind. Die Klimabewegung muss jetzt weiterhin 
in der notwendigen Frage der Verkehrswende zeigen, dass 
die ökonomische Not der Beschäftigten ihr nicht egal ist 
und dass die Interessen der Arbeiter_Innen auch ihre sind. 

Die Frage der Mobilität ist für 
den Kampf gegen die Zerstö-
rung unseres Planeten eine sehr 

die Notwendigkeit der Solidarisierung mit Streiks, das 
Verständnis vom Kampf gegen den Klimawandel als Klas-
senkampf und die Perspektive von sozial-ökologischen 
Verbesserungen für alle, statt Verbote und Green New Deal 
einzutreten. Dafür ist es wichtig, dass wir uns an unse-
ren Schulen organisieren und die Klimafrage vor Ort an 
unsere Mitschüler_Innen tragen. Gemeinsam können wir 
diskutieren, welche Probleme an der Schule existieren und 
wie diese mit dem Klima zusammenhängen. Warum ist 
zum Beispiel Geld dafür da, dass Bundeswehroffiziere in 
den Politikunterricht kommen, um fürs Sterben zu wer-
ben, während veganes Essen in der Mensa angeblich viel 
zu teuer ist? Und wer bestimmt in der Schule überhaupt 
darüber, wie das Geld ausgegeben wird? Wir müssen uns 
zusammensetzen und diese Fragen diskutieren. Durch 
Vollversammlungen können wir die gesamte Schüler_
Innenschaft erreichen. Dabei können zum Beispiel auch 
Beschäftigte von ver.di eingeladen werden, um gemeinsam 
in Diskussion zu treten. Wie ihr eine Vollversammlung an 
eurer Schule organisieren könnt, erfahrt ihr in einem ande-
ren Artikel („Versammeln wir unsere Mitschüler_Innen 
gegen die Klimakrise!“) in dieser Zeitung (Seite 23).

Schüler_Innen 
und Beschäftigte: 
Schulter an  
Schulter!

FFF und ver.di ge-
meinsam im Streik

Die Rolle des  
Verkehrs für den  
Klimaschutz
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zentrale. So hat allein der individuelle Personenverkehr 
im Jahr 2019 fast 18% der durch die Verbrennung fossiler 
Brennstoffe entstandener Treibhausgase verursacht. Die 
Frage ist zusätzlich brisant, da die Autoindustrie weltweit 
einer der größten Wirtschaftssektoren, in Deutschland, 
gemessen am Umsatz, sogar der bedeutendste ist. So gilt 
das Auto spätestens seit dem sog. „Wirtschaftswunder“ 
unter Ludwig Erhard als Symbol der deutschen Indust-
rie und des gesellschaftlichen Fortschritt. Dass dies mit 
Nichten der Fall ist beweisen nicht nur die CO2-Bilanzen, 
sondern vor allem auch die enorme Ineffizienz des Autos. 
Private PKWs stehen die meiste Zeit nur herum und haben 
pro Insass_In einen desaströsen Kraftstoffverbrauch (etwa 
in Vergleich zu einem Zug/Bus etc.). Dennoch sind viele, 
besonders in ländlichen Regionen, unmittelbar auf das 
Auto angewiesen, wenn in entlegenen Regionen der Bus 
nur alle 2 Stunden kommt und man dann fast 5 Euro für 
eine Fahrt zahlt. Da ist es kein Wunder, dass in Deutschland 
über 48 Millionen private PKWs fahren (stand Januar 2022). 

Dass dieser Zustand ein 
Problem ist, zeigt sich auch 
daran, dass selbst Parteien, die 
mit Klimaschutz nicht einmal 

offiziell etwas am Hut haben, wie die CDU, das Thema 
Verkehrswende floskelhaft ansprechen. Dabei muss uns 
als RevolutionärInnen klar sein, dass diese und auch die 
Versprechen der Grünen nichts weiter als leere Worte 
sind. Spätestens seit Lützerath ist klar, dass die Interes-
sen großer Konzerne von ihnen über den Erhalt unserer 
Lebensgrundlage gestellt werden. Die Verkehrswende ist 
für uns vor allem eine gesellschaftliche Frage: Die aktuelle 
Ordnung des Verkehrs ist Produkt der gesellschaftlichen 
Verhältnisse, welchen er zu dienen hat. Zwar erkennen 
die Herrschenden zumindest floskelhaft die Notwendig-
keit einer Transformierung des Verkehrs an, werden aber 
nie in der Lage zu sein, diese ausreichend umzusetzen, da 
sich ihre Vorstellung von Umweltschutz und Nachhaltig-
keit immer unter die eigenen wirtschaftlichen Interessen 
unterordnen muss. Deshalb muss die Mobilitätsfrage ein 
integraler Bestandteil unseres antikapitalistischen Kampfes 
sein. Die Verbindung der Klimabewegung und der Gewerk-
schaften ist dafür ein unbedingt notwendiger Schritt, 
der u.a. gemeinsam mit den Beschäftigten der Automo-
bilindustrie, wie des ÖPNVs gegangen werden muss.   

Durch die Streikbereitschaft im Öffentlichen Dienst 
können auch andere Beschäftigte besonders in Indust-
rien mit traditionell recht hohen Organisierungsraten, 
wie etwa der Automobilindustrie, weiter für den Kampf 
um die Verkehrswende und damit für den Sozialismus 
und gegen den Klimawandel gewonnen werden. Hierfür 
müssen wir als RevolutionärInnen in der Klimabewegung 
Kämpfe weiter zusammenführen und für fortschrittliche 
sozialistische Positionen innerhalb der Gewerkschaften 
sowie der Klimabewegung einstehen, denn ihre Führung 
ist nicht willens, diesen Weg in seinem vollen notwendigen 
Ausmaß mit zu gehen. Dies müssen wir mit dem Ziel tun, 
gemeinsam mit Aktivist_Innen der Klimabewegung und 
den Beschäftigten in den Gewerkschaften des Verkehrs, 
sowie der Automobilindustrie, ein revolutionäres Pro-
gramm aufzustellen, um gemeinsam für dieses zu kämpfen.

 💣 Enteignung der Ver-
kehrsbetriebe und nachhaltige 
Umstrukturierung unter Kont-
rolle der Beschäftigten! Kosten-
lose Umschulungsmaßnahmen 
in klimaschädlichen Wirt-
schaftszeigen durch Organe 
der Arbeiter_Innenbewegung!

 💣 Kostenloser ÖPNV für alle!
 💣 Umsetzung aller For-

derungen der Streikenden! 
Für einen massiven Aus-
bau des ÖPNVs, höhere 
Löhne und mehr Personal!

Die Verkehrswende 
muss antikapitalis-
tisch sein!
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Von Leonie Schmidt

Wer kennt es nicht: nach einem anstrengenden Tag 
in der Schule, Uni oder auf Arbeit mal eben auf der 
Couch entspannen und etwas anschauen, was keine 
große Denkleistung erfordert und Unterhaltung ver-
spricht. Und zufälligerweise ist auch gerade die neue 
Staffel einer Datingshow im Fernsehen angelaufen. Das 
passt ja eigentlich perfekt! Doch den meisten Zuschau-
enden wird an einigen Stellen auffallen, dass manche 
Sachen, die in solchen Sendungen passieren, irgendwie 
komisch bis problematisch sind. Was das für Elemente 
sind und weswegen Trash TV trotzdem so erfolgreich 
ist, wollen wir in diesem Artikel näher betrachten.

Starten wir erst mal mit den 
Grundlagen; Trash TV ist kein 
eigenes Genre, sondern ein Über-

begriff, für Sendungen, die man grob in Scripted Reality 
Sendungen wie „Mitten im Leben“, Dating Shows wie „Der 
Bachelor“ und Castingshows wie „Germanys Next Topmo-
del“ einteilen kann, es gibt aber auch noch andere Formate, 
wo sich vor allem Z-Promis gegenseitig die Köpfe ein-
schlagen, wie bspw. „Promis unter Palmen“. Sie alle haben 
gemeinsam, dass sie möglichst realistisch wirken sollen, 
auch wenn es in den meisten Fällen mindestens ein grobes 
Script, Anregungen durch die Produktionsfirma oder einen 
Schnitt gibt, der Sachen in ein ganz anderes Licht rückt. 
Diese vermeintliche Realität ist also ziemlich gekünstelt 
und wird dem Dramafaktor entsprechend zurecht gebogen. 

Reißerische Inhalte, Fremdscham und seichte Unterhal-
tung prägen die Sendungen und sind auch deren Erfolgs-
rezept. Wenn die Einschaltquoten stimmen, stimmen 
natürlich auch die Werbeeinahmen. Aber der Fokus auf 
Geld und Aufmerksamkeit sind mitnichten die einzigen 
Probleme, die die beliebten Shows haben. Sie lenken uns 
ab von den wichtigen Themen des Lebens, lassen uns 

abstumpfen, haben also eine Art Zerstreuungseffekt, der 
uns vom Leben während kapitalistischer Krisen ablenken 
soll. Außerdem vermitteln sie auch in vielerlei Hinsicht fal-
sche Werte und Bilder über bestimmte Personengruppen.

Besonders sieht man das 
zum Beispiel in scripted rea-
lity Sendungen wie „Mitten 
im Leben“, „Familien im 

Brennpunkt“ oder im Doku-Format „Hartz aber herz-
lich“, in welchen Stereotypen über Menschen, welche in 
Armut leben, vermittelt werden. Oft soll es so wirken, als 
hätten diese selbst Schuld an ihrer Lage, seien faul, ego-
istisch, drogen- und alkoholabhängig, schlechte Eltern 
mit viel zu vielen Kindern, aus denen auch nie etwas 
werden wird. Auch werden sie auffällig oft als besonders 
dick mit besonders ungesunder Ernährung dargestellt, 
die den ganzen Tag nur auf der Couch sitzen und fern 
sehen. Das alles passiert, während in Deutschland Hartz 
IV-Empfangende Sanktionen herein gedrückt bekom-
men und in Maßnahmen gezwungen werden, wollen sie 
nicht ohne das Minimum an Lebensstandard dastehen.

Laut Armutsforscher Christoph Butterwegge wird durch 
diese Darstellung einerseits Angst angeheizt, ebenso wie 
Dome & Co. im Plattenbau zu landen, den Zuschauenden 
fällt es aber auf Basis der Stereotypisierung und extre-
men Überspitzung umso leichter, sich zu distanzieren und 
sich auch im realen Leben als etwas Besseres zu fühlen.

Diese These lässt sich gut daran beobachten, wie die 
Sendungen in sozialen Netzwerken kommentiert werden. 
Hier wird darüber gelästert, dass sie es wagen von ihrem 
Hartz IV nicht nur Lebensmittel einzukaufen, sondern 
auch mal Zigaretten oder sich die Nägel machen zu lassen. 
Wer arm ist, verdient nur das allernötigste, so der Tenor.

So wachsen Vorurteile und Hass, es kommt zu einer 
Entsolidarisierung und Spaltung innerhalb der Arbeiter_
Innenklasse, was natürlich besonders schlimm ist, wenn es 

Trash TV − harmlose  
Unterhaltung oder pure 
Ideologie?

Was ist überhaupt 
Trash TV?

Klassismus und der 
Hass auf Hartz IV 
-Empfänger_Innen
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aufgrund der Krise wieder Sozialkürzungen gibt und die 
geeinte Solidarität gegen diese umso notwendiger wird.

Aber im Trash TV geht es 
nicht immer nur um Armut 
und Elend. Oft genug wer-
den auch Datingshows pro-

duziert. Was das Ziel ist, ist eigentlich klar: hier soll 
der_die Traumpartner_In gefunden werden. An dieser 
Stelle wird also ein bestimmtes Ideal von romantischen, 
hetero- und cis- normativen Beziehungen vermittelt, 
die auch schön monogam zu sein haben. Denn wer es 
wagt, bei den Datingshows nicht nur eine Person im 
Visier zu haben, wird unter Garantie mit Drama oder, je 
nach Format, sogar mit dem Ausschluss konfrontiert.

Auch wird in den meisten dieser Sendungen Sexualität 
zwar konstant durch Anspielungen angedeutet, aber es 
wird immer auf den „richtigen“ Moment gewartet, oder es 
wird gleich klar gemacht, dass es im Rahmen der Sendun-
gen keinen Raum einnehmen darf und bis nach dem Finale 
gewartet werden muss. Auch das entspricht der bürgerli-
chen Sexualmoral, dass man, wenn man es mit jemandem 
ernst meint, nicht gleich drauf los vögeln darf und Intimität 
aufgespart werden muss (was natürlich in extremer Form 
auf das Warten bis zur Hochzeitsnacht zurückzuführen ist).

Des Weiteren haben viele, vor allem männliche Teilneh-
mer ein sehr rückschrittliches Geschlechterbild, Frauen 
werden als passive Objekte gesehen, die „klar gemacht“, 
„abgeschleppt“ oder überredet werden müssen, die ruhig 
sein sollen, wenn der Mann spricht, kein Drama machen 
und sich ganz einfach unterordnen sollen. Der Mann 
hingegen tritt als klassischer, aktiver Macho und Erobe-
rer auf, der sich nimmt, was ihm vermeintlich zusteht. 

Das alles basiert natürlich auf der Rollenverteilung, 
die uns allen im Kapitalismus auferlegt wird, um die 
geschlechtsspezifische Arbeitsteilung und die dop-
pelte Ausbeutung der Frau durch unbezahlte Repro-
duktionsarbeit und Lohnarbeit zu legitimieren. Ebenso 
basiert darauf das Ideal der bürgerlichen Kleinfamilie, 
mit all seinen Einschränkungen, aus dem sich auch die 
hier reproduzierte bürgerliche Sexualmoral ergibt.

Wenn wir uns die Anforderun-
gen anschauen, im Bikini oder in 
der Badehose am Pool zu lun-
gern, wird schnell klar: vor allem 

normschöne Menschen, die auch als Models und Influen-
cer_Innen tätig sein könnten oder dies bereits spätestens 
nach Ausstrahlung sind. Die Männer sind durchtrainiert 
und sollen teilweise durch Tattoos noch männlicher wirken. 
Die Frauen kommen mit langen Haaren, makelloser Haut 
und schlanken Kurven daher. Personen abseits dieser 
Ideale sieht man so gut wie gar nicht. Außerdem geben 
viel Teilnehmende in den Interviews an, dass ihre Part-
ner_Innen durchtrainiert und schlank, und bloß nicht 
dick sein sollten. So wird auch das Bild zementiert, dass 
nur normschöne Personen es verdient haben, geliebt zu 
werden. Und für alle anderen gibt es dann Datingshows, 
in denen ausschließlich plus-size-Personen auftreten, sie 
sich also nur „unter ihresgleichen“ umsehen dürfen.

Außerdem sind die meisten, die dabei sind, weiß und 
stehen auch offenkundig auf weiße, blonde Frauen. 
Women of Colour werden zwar als diversity bonus 
gecastet, aber es war klar, dass die meisten anderen 

Teilnehmenden ganz andere Präferenzen haben. Das 
ist natürlich alles andere als gute Repräsentation und 
es ist verständlich, dass dieser Umgang mit WOC im 
TV dem Selbstbewusstsein von Rassismus-Betroffe-
nen nicht gerade gut tut, sondern sogar schadet.

Explizit queere Dating-
formate gibt es in Deutsch-
land für Schwule mit Prince 
Charming seit 2019, mit 
Princess Charming für Les-
ben seit 2021. Alleine, dass 

es so lange gebraucht hat, ist schon ein Witz, die ers-
ten hetero Folgen von „Der Bachelor“ gab es bereits 
erstmals 2003 in der deutschsprachigen Version!

Aber so gut wie es gemeint ist, so schlecht ist es auch 
umgesetzt. Werfen wir einmal einen Blick auf Princess 
Charming. Vor allem in der ersten Staffel gab es einiges an 
„Problemen“, was fast noch beschönigend ausgedrückt ist. 
Die Teilnehmer_Innen konnte man queeren bzw. lesbischen 
Stereotypen geradezu zuordnen, vielleicht mit einigen 
Ausnahmen. Wer da nicht reingepasst hat, wurde unter 
den Teppich gekehrt, denn auch hier wurde bspw. Bise-
xualität nicht ernst genommen, denn in der Show geht es 
ja „nur um Frauen, die auf Frauen stehen“. Realistische 
Repräsentation sieht anders aus. Ebenso, dass immerzu 
von lesbischen Frauen gesprochen wurde, obwohl sich 
unter den Teilnehmenden auch eine nicht-binäre Person 
befand. Die Sendung ist also auch ziemlich cis-normativ.

Weitere Kritikpunkte sind der unbegrenzte Zugriff 
und der damit zusammenhängende Konsum von Alko-
hol. Im Prinzip sieht man die Teilnehmer_Innen ständig 
mit einem Glas Sekt in der Hand und natürlich werden 
auch so die eigenen Hemmungen fallen gelassen. Einer-
seits trägt das natürlich zur gesamtgesellschaftlichen 
Normalisierung dauerhaften Alkoholkonsums bei, auf 
der anderen Seite kam es (unter anderem, aber natür-
lich nicht nur deswegen) auch mehrfach zu  übergrif-
figem Verhalten am Set. Besonders in der Kritik steht 
hier neben der Täterin auch die Produktionsfirma, die 
sich nicht zu den Vorkommnissen äußern will und ein an 
die Öffentlichkeit Treten für die betroffenen Personen 
durch eine Verschwiegenheitsklausel erschwert hat. 

Wir sehen also, nur weil LGBTIA+ drauf steht, ist leider 
nicht alles perfekt, im Gegenteil. Denn natürlich werden 
auch diese Sendungen im Kapitalismus produziert und 
sind somit den gesellschaftlichen Zwängen und Ein-
schaltquoten unterworfen. So positiv, wie höhere Diver-
sität erst einmal scheinen mag, zeigen diese Beispiele 
doch einmal mehr, dass Unterhaltung, welche auf Basis 
von Kapitalinteressen, erstellt wird, nicht derartig pro-
gressiv sein kann, wie wir uns das vielleicht erhoffen.

Daher fordern wir:
 💣 Gegen unterdrückerische Schönheitside-

ale in Werbung und Medien! Enteignet die gro-
ßen Medienhäuser und die „kulturschaffende“ 
Industrie (Gameentwickler, Filmproduktionen,..) 
genauso wie Google, Instagram und Co.!

 💣 Für organisierte Medienarbeit durch Räte aus 
Zuschauer_Innen, Arbeiter_Innen und Kreative 
ohne die Reproduktion von Unterdrückung!

 💣 Für eine internationale, proletari-
sche antisexistische Bewegung!

Den Traumprinz in 
10 Folgen finden?

Aber wer macht  
da eigentlich alles 
mit?

Das selbe in  
Regenbogenfarben 
oder alles besser  
bei Prince(ss)  
Charming?
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Seit über einem Jahr kämp-
fen die Berliner Lehrer_Innen 
der Lehrer_Innengewerkschaft 

„Erziehung und Wissenschaft“ (kurz GEW) in bisher 11 
Warnstreiktagen dafür, dass kleinere Klassen in einem 
Tarifvertrag festgeschrieben werden (Tarifvertrag 
Gesundheit: kurz TV-G). Noch immer gibt es nicht ein-
mal ein Gesprächsangebot seitens des grünen Berliner 
Finanzsenators Daniel Wesener. Dabei heißt eine Ver-
kleinerung der Klassengrößen für Lehrkräfte: weniger 
Stress und Arbeitsbelastung. Für uns heißt das: besser 
Lernen, mehr Zeit und weniger genervte Burn-Out-Mat-
helehrer. In kleineren Klassen erleben wir weniger Kon-
kurrenzdruck und bekommen mehr Übungszeit, mehr 
Ruhe und mehr Aufmerksamkeit. Wer kennt nicht diese 
krasse Angst vor über 30 Leuten in der Klasse zu spre-
chen und kann sich vorstellen, wie viel entspannter es 
sein könnte, wenn da nur die Hälfte sitzt? Viele von uns 
erinnern sich noch daran, wie angenehm es während der 
Phase des Wechselunterrichts im Corona-Lockdown war, 
nur mit der halben Lerngruppe unterrichtet zu werden. 

Zuletzt hat die GEW Berlin deshalb 4000 Lehrer_Innen 
2 Tage lang auf die Straße gebracht, viele Schulen waren 
dicht. Schüler_Innen, die bei uns organisiert sind, haben 
diese Gelegenheit genutzt. Wir sind auf die Streikver-
sammlungen gegangen und haben mit den streikenden 
Lehrer_Innen über die Perspektive ihres Tarifkampfes 
und wie wir gemeinsam kämpfen können, diskutiert. Wir 
haben dazu auch eine Rede auf der Streikdemonstration 
gehalten. Einige von uns haben auch ein kleines Solida-
ritätsflugblatt geschrieben und es den Lehrer_Innen ins 
Fach gelegt. An einer Schule haben wir auf einer Sit-
zung der Schüler_Innenvertretung eine gemeinsame 
Erklärung verabschiedet, dass der Lehrer_Innenstreik 
von uns Schüler_Innen unterstützt wird. Es gibt also 
viele Wege, wie wir uns solidarisch zeigen können. 

Bald stehen in Berlin die Abiturprü-
fungen an und diese drohen die Streik-

bewegung massiv zu schwächen, denn viele streikende 

Lehrer_Innen halten dem moralischen Druck nicht stand, 
„ihre Schülis im Stich zu lassen“. Umso wichtiger ist es, 
dass wir ihnen zeigen: Macht weiter! Die paar ausgefallenen 
Stunden sind Nichts im Vergleich zu dieser katastropha-
len Situation, die von den Politiker_Innen „Unterricht“ 
genannt wird und Prüfungen lassen sich auch immer 
verschieben. Es geht hier um mehr als um einen Tarif-
vertrag. In ganz Deutschland herrscht ein riesengroßer 
Personalmangel an den Schulen. Bis 2030 sind über 100.000 
Lehrer_Innenstellen unbesetzt. Nun stellt sich die Frage, 
wer diesen Mangel ausgleichen muss. Ist es der Staat, 
der endlich mal Geld für Bildung statt für Rüstung in die 
Hand nimmt und mehr Lehramtsstudiumsplätze schafft, 
den NC dafür abschafft und die Arbeitsbedingungen an 
den Schulen verbessert? Oder sind es wir und die Leh-
rer_Innen, die im Falle der Lehrer_Innen mehr belastet 
werden und in unserem Fall eine schlechtere (und unge-
rechtere) Bildung erhalten? Die KMK (die Konferenz der 
Bildungsminister_Innen aller 16 Bundesländer) fordert 
zur Bekämpfung des Lehrer_Innenmangels die Klassen 
zu vergrößern, das wöchentliche Stundendeputat der 
Lehrer_Innen zu erhöhen, pensionierte Lehrer_Innen aus 
dem Ruhestand zurückzuhalten und mehr Online-Unter-
richt einzuführen, damit eine Lehrkraft mehrere Klassen 
gleichzeitig unterrichten kann. In Sachsen-Anhalt wur-
den bereits Teile davon umgesetzt. Hier müssen die Leh-
rer_Innen 1 Unterrichtsstunde mehr unterrichten und der 
Freitag findet bereits online statt. Auch wird diskutiert, 
ein paar „unwichtige“ Fächer wie Kunst, Musik, Sport, 
Politik, Geschichte oder Ethik einfach wegzusparen.

Wie in jedem Tarifkampf geht es also darum, ob sich die 
Interessen des Kapitals oder der Beschäftigten durchset-
zen. Der Widerspruch zwischen den Klasseninteressen 
wird dabei umso größer, je mehr sich die globale Krise 
verschärft. Angesichts des Krieges und der Wirtschafts-
krise holt das Kapital also überall auf der Welt zum Angriff 
gegen uns Jugendliche und Lohnabhängige aus. Erst kamen 
die unzureichenden Einmalzahlungen statt Lohnerhöhun-
gen in der Metall- und Elektroindustrie, dann Lauterbachs 
miese Krankenhausreform im Gesundheitssektor, dann 

Schüler💣Innen und
Lehrer💣Innen  
zusammen:
Gemeinsamer Streik für 
kleinere Klassen!
Besser lernen in 
kleinen Klassen

Es geht um 
mehr!
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wird über die Einschränkung des Streikrechts diskutiert 
und nun kommt die KMK und will, dass Lehrer_Innen und 
Schüler_Innen die jahrzehntelange Unterfinanzierung des 
Bildungssystems ausbaden. Es geht bei dem Kampf um den 
TV-G also zum einen darum, unsere Lernbedingungen ganz 
konkret zu verbessern, zum anderen aber auch darum, 
sich der schrittweisen Angriffswelle des Kapitals auf das 
Bildungs-, Sozial- und Gesundheitswesen zu widersetzen.

Bisher hat der Berliner Finanz-
senator die Forderungen der GEW 
einfach ignoriert. Auch wenn 
die Gewerkschaft die Anzahl 
der Warnstreiktage nun auf 2 

hintereinander folgende Tage erhöht hat, wird das noch 
nicht den nötigen Druck erzeugen, den es braucht, um 
einen Tarifvertrag zu erkämpfen. Es gibt nur einen Weg 
zum Erfolg und das ist ein unbefristeter Erzwingungs-
streik, so wie es die junge GEW Berlin fordert. Das ist ein 
Streik, der nicht nur auf einen Tag angelegt ist, sondern 
so lange dauert, bis das Ziel erreicht ist. Diese Forderung 
muss in die Streikversammlungen hineingetragen wer-
den, sodass die Gewerkschaftsführung gar nicht mehr 
anders kann, als eine Urabstimmung über den Erzwin-
gungsstreik einzuleiten. Gleichzeitig muss die GEW, die 
nicht nur Lehrer_Innen, sondern auch Erzieher_Innen 
organisiert, auch die Kitabeschäftigten und Sozialarbei-
ter_Innen zum Streik aufrufen. In ihren Einrichtungen 
sieht der Betreuungsschlüssel oft noch katastrophaler 
als in den Schulen aus und sie bekommen sogar noch viel 

weniger Geld für ihre harte Arbeit. Gemeinsam wird der 
Druck auf den Berliner Senat unerträglich hoch wer-
den, wenn nicht nur die Schulen, sondern auch Kitas und 
Jugendclubs dicht sind. Ebenso streikt gerade nicht nur 
die GEW, sondern es finden auch die Streiks im Öffent-
lichen Dienst (TV-ÖD) statt. Die Basis der Streikbewe-
gungen muss für gemeinsame Streiktage eintreten.

Doch auch außerhalb Berlins sieht die Situation ähnlich 
oder sogar noch schlimmer aus. Der Kampf für kleinere 
Klassen muss deshalb über die Berliner Stadtgrenzen 
hinausgetragen werden. Außerdem kann der Arbeitgeber_
Innenverband der Lehrer_Innen (die „Tarifgemeinschaft 
der Länder“) dann auch nicht mehr damit drohen, Berlin 
rauszuschmeißen, wenn auch in anderen Bundesländern 
gestreikt wird. In Hamburg und Baden-Württemberg haben 
wir bereits erste Initiativen für Tarifverträge für kleinere 
Klassen angestoßen. Wenn es im September zur Tarifrunde 
der Länder (TV-L) kommt, gilt es, die Forderungen nach 
kleinen Klassen und einem tarifvertraglich geregelten 
Betreuungs- und Pflegeschlüssel mit in den Tarifvertrag 
aufzunehmen. Fragt eure Lehrer_Innen, ob sie in der GEW 
sind, ob sie schon etwas von den 11 Streiks für kleinere 
Klassen in Berlin gehört haben und ob sie diese Idee nicht 
auch mal in ihren GEW-Kreis oder -bezirksverband tragen 
wollen. Diskutiert mit euren Mitschüler_Innen und tragt 
die Forderung nach kleineren Klassen in eure Schulen!

Von Sani Meier

„Lehrjahre sind keine Herrenjahre“ – diesen oder 
ähnliche Sprüche hast du vielleicht auch schon gehört, ob 
von Lehrer_Innen, Vorgesetzten oder Eltern. Gemeint ist 
damit, dass man während seiner Schulzeit, Ausbildung oder 
Studium trotz großer Mühen wenig Geld zur Verfügung 
hat und dass das alles ganz normal und völlig in Ordnung 
sei. Geld verdienen sei was für Erwachsene und wer was 
anderes erwartet, sei selbst schuld. Aber warum sollten wir 
uns damit zufriedengeben und wie sieht die Situation von 
Kindern und Jugendlichen in Deutschland wirklich aus?

In Deutschland ist momentan jedes 
fünfte Kind von Armut bedroht, 

besonders in alleinerziehenden und Mehrkindfami-
lien. Von den jungen Erwachsenen unter 25 sind es ein 
Viertel. Frauen und migrantisierte Menschen trifft es 
nochmal stärker. Insgesamt haben junge Erwachsene 
zwischen 14 und 25 in Deutschland das höchste Armuts-
risiko aller Altersgruppen, egal in welchem Bundesland.

Während man noch zur Schule geht, hat man in der Regel 
kein eigenes Einkommen und wohnt meist bei den Eltern. 
Diese verwalten das Kindergeld und entscheiden über die 
Höhe und Häufigkeit des Taschengeldes, das sie zahlen 
können oder wollen. Wenn die eigenen Eltern selbst gerade 
so über die Runden kommen oder man kein gutes Ver-
hältnis zu ihnen hat, bleiben zwei Optionen: kein eigenes 
Geld haben oder sich ab dem 14. Geburtstag einen Minijob 
suchen. Beides ist belastend für junge Menschen- entweder 

Jung und pleite − ganz 
normal und niemand 
kann was dafür?

Vom Warnstreik 
zum Erzwingungs-
streik zur bundes-
weiten Streikwelle!

Hard facts:
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hat man keinen Zugang zu Essen, Kino und Freibad oder 
man erfährt schon früh die Doppelbelastung von Schule 
und Lohnarbeit, was sich negativ auf die schulischen Leis-
tungen auswirken kann. Jetzt noch ein unbezahltes Pflicht-
praktikum on top? Im Kapitalismus gar kein Problem.

Hat man diese Zeit hinter sich gebracht, geht das glei-
che Spiel in Ausbildung und Studium weiter: Während der 
gesetzliche Mindestlohn aktuell bei 12€ liegt, bekommen 
Azubis gerade mal die Hälfte. Viele kommen aktuell gar 
nicht erst an diesen Punkt: 261.800 junge Menschen, die 
ein Interesse an einer Berufsausbildung hatten, fanden 
im Ausbildungsjahr 2018/2019 keine Stelle. Das heißt: 
Mehr als die Hälfte aller an einer Ausbildung interessier-
ten und bei der Arbeitsagentur gelisteten Jugendlichen 
ging leer aus. Unter Studierenden sind 38% von Armut 
betroffen. Lebt man in einer WG oder alleine, sind es 76%. 
Viele von ihnen sind zusätzlich von Wohnungslosigkeit 
betroffen, das heißt, sie hangeln sich von Zwischenmiete 
zu Zwischenmiete, da der aktuelle Wohnungsmarkt 
keine Angebote mehr für junge, einkommensschwache 
Menschen bieten kann. Und auch das BAföG reicht nicht 
aus, um das auszugleichen: Selbst wenn man Anspruch 
darauf hat, reicht es in der aktuellen Preisentwicklung 
von Lebensmitteln, Mieten und Energie schon lange 
nicht mehr aus und muss dringend reformiert werden.

Das alles hat weitreichende Folgen für die Entwicklung 
junger Menschen: Während der Schule hat man weni-
ger Zugang zu ruhigen Orten wie einem eigenen Zimmer 
oder einen eigenen Laptop als Kinder aus wohlhabenden 
Familien. Es ist schwieriger, Hobbies auszuüben, wenn 
dafür Vereinsbeiträge zu zahlen sind, kann weniger 
reisen und kaum am gesellschaftlichen Leben teilneh-
men. Man gibt weniger Geld für die eigene Gesundheit 
aus, ist der ständigen Doppelbelastung von Schule/Stu-
dium und Arbeit ausgesetzt und stark abhängig von den 
Eltern, was viele junge Menschen an ihrer freien Entfal-
tung hindert und sich so auch negativ auf die psychische 
Verfassung auswirkt. Wenn Politiker wie Frank-Walter 
Steinmeier jetzt auch noch ein soziales Pflichtjahr für 
Jugendliche fordern, fragt man sich ernsthaft, wer hier 
eigentlich den Kontakt zur Gesellschaft verloren hat.

Wir finden das alles andere 
als normal und sprechen unter 
anderem deshalb in diesem 

Kontext von Jugendunterdrückung. Junge Menschen 
werden massiv ausgebeutet und an ihrer selbstbestimmten 
Entwicklung gehindert, haben die meiste Zeit ihrer Jugend 
kein Wahlrecht und sind rechtlich entmündigt. Aus die-
sem Grund organisieren wir uns in einer unabhängigen 
Jugendorganisation, die jungen Menschen eine Stimme 
gibt und von niemandem bevormundet wird. Unsere 
Unterdrückung ist eng mit dem Kapitalismus verknüpft, 
da ihre Normalisierung und Verharmlosung eine Über-
ausbeutung unserer Arbeitskraft rechtfertigt. Gemein-
sam sagen wir dem kapitalistischen „Normalzustand“ 
den Kampf an und werfen folgende Forderungen auf:

 💣 Für die ökonomische Unabhängigkeit von 
Schüler_Innen, Studierenden und Jugendlichen 
in Ausbildung! Für ein Mindesteinkommen, ange-
passt an die Lebenssituation im jeweiligen Land 
durch die Besteuerung von Reichtum und Kapital.

 💣 Kostenfreier Zugang zu Lernmitteln wie 

Laptops, Tablets und Büchern, sowie frei 
zugänglichen Lernräumen!

 💣 Wer arbeiten darf, soll auch wählen 
dürfen! Für das Wahlrecht ab dem Zeit-
punkt des legalen Berufseintrittsalters.

 💣 Kampf für höheren Mindestlohn für alle Arbei-
tenden in Anpassung an die Inflation,  kontrol-
liert von Arbeiter_Innenausschüssen! Schluss mit 
unbezahlten Praktika und sozialen Pflichtjahren!

 💣 Unkomplizierter und kostenfreier 
Zugang zu Wohnräumen. Niemand darf 
dazu gezwungen sein, bei der eigenen Fami-
lie zu leben oder wohnungslos zu sein!

 💣 Ausbau von Jugendzentren und Frei-
zeit- und Kulturangeboten, bezahlt durch 
die Besteuerung der Reichen!

 💣 Volle Selbstbestimmung über den 
eigenen Körper, Schluss mit medizini-
scher Entmündigung Minderjähriger!

 💣 Für das Recht auf Eigentum und die selbst-
ständige Verfügung darüber! Eltern dürfen kein 
Recht haben, das Eigentum von Jugendlichen zu 
entwenden, wie es bspw. bei Handys oft passiert!

Und das alles 
soll normal sein?
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Von Felix Ruga

Die Klimakrise betrifft uns zwar alle, aber manche 
Menschen leiden stärker unter ihren Folgen als andere. 
Schon das durch das Pariser Klimaabkommen gesetzte 
Klimaziel von höchstens 1,5° Erderwärmung wird die 
verletzlichen Bevölkerungen überproportional stark tref-
fen. Die Hauptsymptome dessen dürften sein: Unsichere 
Nahrungsmittelversorgung, höhere Lebensmittelpreise, 
Einkommensverluste, negative Auswirkungen auf die 
Gesundheit und Vertreibung von ihrem Zuhause, zum Bei-
spiel durch Wetterextreme oder sich ausbreitende Wüsten.

Das kommt nicht nur durch die klimatischen und geo-
graphischen Verhältnisse am Wohnort selbst, wodurch 
zum Beispiel in einigen afrikanischen Ländern der 
Ertrag von Mais, Weizen und Hirse jetzt schon sinkt, 
während der Großteil des „globalen Nordens“ weni-
ger betroffen ist. Sondern es geht auch darum, wie viel 
Einkommen man innerhalb der Länder hat: Arme Men-
schen sind besonders verletzlich, da diese einen Großteil 
ihres Geldes für Essen ausgeben und bei Ernteausfäl-
len nicht die steigenden Preise mittragen können. 

Außerdem fehlt ein finanzieller Puffer, um nach Natur-
katastrophen wie Überschwemmungen die zerstörte 
Lebensgrundlage zu erneuern. Sowieso hat dann wohl 
auch schon vorher das Geld gefehlt, um wie reichere 
Menschen ihr Haus abzusichern, zum Beispiel durch 
eine stabile Bauart oder Wasserablaufsystemen. 

Gleichzeitig haben wir aber den Punkt, dass die Men-
schen, die am stärksten unter dem Klimawandel leiden, 
ihn nicht verursacht haben. Eine sehr beeindruckende 
Zahl: Die gesamten CO2-Emissionen seit der Indust-
rialisierung. Im Zeitraum von 1751 bis 2018 haben die 
USA und die EU zusammen etwa die Hälfte der globa-
len CO2-Emissionen verursacht – China etwa 13 Pro-
zent, Afrika und Südamerika je rund 3 Prozent.

Solche Statistiken zum CO2-Ausstoß sind zwar hef-
tig, aber letztendlich auch nicht so unendlich aussa-
gestark: Wir leben nämlich in einer international ver-
bundenen Welt. Wo das CO2 emittiert wird, sagt nur 
indirekt, welche Konzerne letztendlich von diesem CO2 

profitieren und wohin das Geld fließt. Hierfür könnte 
ein Begriff nützlich sein: Der Umweltimperialismus.

Im marxistischen Sinne spricht 
man beim Begriff „Imperialis-
mus“ von einem kapitalistischen 
Stadium, in dem sich das Welt-

system befindet. Es geht dabei nicht um eine bestimmte 
ausbeuterische Politik, sondern muss wirklich als weltwei-
tes System begriffen werden. Dieses zeichnet vor allem aus, 
dass in wichtigen Sektoren keine wirklich freie Konkurrenz 
mehr herrscht, sondern die früher kleinen Betriebe immer 
weitergewachsen sind und immer mehr ihre Konkur-
renz aufgefressen haben, sodass jetzt große multinatio-
nale Konzerne wie Google, Nestle oder Volkswagen ihre 
Märkte kontrollieren können. Diese sind beheimatet in 
den sogenannten „imperialistischen Zentren“, zu denen 
Deutschland gehört, aber auch die USA, China, Russland 
und so weiter. Die Welt ist mehr oder weniger unter diesen 
Ländern und Konzernen aufgeteilt und wird von diesen 
ausgebeutet. Es gibt heute kein Land mehr, was nicht in 
dieses System aus Ausbeutung und Ausgebeutetsein ein-
gebunden ist. Wie diese Ausbeutung konkret aussieht?

Zum einen besteht die moderne Abhängigkeit zwischen 
Ländern vor allem in einer Schuldknechtschaft. Arme 
Länder sind wirtschaftlich so abhängig von Krediten, 
dass diese sich den Wünschen der Imperialist_Innen, 
oder vermittelt über den IWF, nicht entgegenstellen 
können. Außerdem werden sie auch durch die billigen 
Produkte und das patentierte Wissen aus der Indust-
rie in den Zentren abhängig gemacht. Man bezeichnet 

Warum  
muss die  
Umweltbewegung  
international  
sein?

Was heißt  
Umweltimperialis-
mus?
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diese Länder als Halbkolonien, weil sie wirtschaftlich 
abhängig, aber politisch-formal unabhängig sind.

Zum anderen findet die Ausbeutung im sogenannten 
„Ungleichen Tausch“ statt: Die Einführung von techno-
logischen Fortschritten führt dazu, dass Arbeitskraft 
„effizienter“ eingesetzt wird, sodass Massenprodukte 
deutlich billiger werden müssten. Die abhängigen Länder 
werden jedoch auf einem technologischen Stand gehal-
ten, in dem die Arbeitskraft nicht so effizient eingesetzt 
wird, wie es in den Zentren möglich ist. Deswegen kommt 
es zum ungleichen Tausch: Die abhängigen Länder zahlen 
höhere Preise und bekommen weniger Einkommen, müssen 
also viel mehr Arbeitskraft aufwenden. Dies manifes-
tiert wiederum die technologische Rückschrittlichkeit. 

Der ungleiche Tausch führt dazu, dass eine internationale 
Arbeitsteilung entsteht, nämlich dass die automatisierbaren 
und lukrativen Tätigkeiten in den imperialistischen Zentren 
bleiben, während die arbeitsintensiven und unlukrativen 
Tätigkeiten in die abhängigen Länder ausgelagert werden. 
Und diese Tätigkeiten sind meist auch jene, die besonders 
großen ökologischen Schaden anrichten. So braucht die 
Produktion von Rohstoffen, wie im Bergbau oder in der 
Agrarwirtschaft, viel Platz und vergiftet die Umwelt.

Außerdem kann in den imperialistischen Ländern 
das politische System durch die Extraprofite stabilisiert 
werden. So können negative ökologische Folgen in andere 
Länder verlagert werden, also auch besonders dreckige 
Industrie. Anstatt hier werden in den Halbkolonien werden 
dann Rohstoffe geplündert, Landstriche und Wasserres-
sourcen zerstört, Bevölkerungen entwurzelt, Wälder gero-
det. Dies dann als grüne Errungenschaften zu verkaufen, 
ist mittlerweile das grüne Hauptgeschäft der herrschenden 
Politik. Dass dann im Ausland im Interesse von deutschen 
Konzernen die Umwelt zerstört wird, sei dann weder 
Verantwortung noch Problem der deutschen Regierung. 

Ein recht bekanntes Beispiel dafür ist die Herstellung 
von E-Fahrzeugen. In Südamerika wird Lithium abgebaut, 
indem die Vorkommen unter der Erde mit dem ohnehin 
knappen Wasser unterspült werden und danach in rie-
sigen Salinen verdampfen. Hierfür wird haufenweise 
Wasser gestohlen und die dortigen Indigenen verjagt, 
wenn sie wegen des Wassermangels nicht ohnehin schon 
ihren Lebensunterhalt verloren haben. Mit diesem Lit-
hium werden die Lithium-Ionen-Akkus für E-Autos und 
Co. hergestellt. Gleichzeitig werden in Deutschland die 
sauberen, angenehmen und lukrativen Tätigkeiten aus-
geführt: Der Entwurf, der Zusammenbau aus den Einzel-
teilen und der Verkauf. Und der geringere CO2-Ausstoß 
wird dabei durch andere ökologische Zerstörung erkauft. 

Und die Arbeitsteilung hat ein weiteres Problem: Roh-
stoffe und halbfertige Produkte werden ständig über die 
ganze Welt transportiert, um die vorteilhaften Arbeits- 
und Steuerverhältnisse der einzelnen Länder auszunut-
zen. Sinnvolle Produktionsketten sehen anders aus. 

Was man am besten ver-
steht, wenn man es umdreht: 
Was würde also passieren, 

wenn wir unseren Kampf auf Deutschland oder zumin-
dest die EU isolieren? Zum einen würden wir dabei den 
Kontakt zu den Betroffenen verlieren, die jetzt schon 
davon gebeutelt sind. Also die Armen in den Slums der 

großen Städte, die geknechteten Kleinbäuer_Innen, 
die geschundenen Arbeiter_Innen in den Rohstoffun-
ternehmen, die Massen an Klimaflüchtlingen. In ihnen 
steckt ein sehr großes Potenzial, militanten Wider-
stand gegen den Umweltimperialismus zu leisten.

Diese brauchen wiederum auch uns, denn in den Zent-
ren sitzen ja die großen Unternehmen, die diese Abhän-
gigkeiten ausnutzen und aus den betroffenen Ländern 
viel schwerer zur Rechenschaft gezogen werden kön-
nen. Zum anderen würden wir unserer herrschenden 
Klasse die Möglichkeit lassen, sich der Verantwortung 
zu entziehen. Wir hätten nichts gewonnen, wenn bei-
spielsweise Deutschland klimaneutral wäre, weil alle 
CO2-Schleudern ins Ausland verlegt wurden. Dem Klima-
wandel und vielen anderen Umweltzerstörungen ist es ja 
gerade eigen, dass die ganze Welt davon betroffen ist. 

Und deswegen müssen wir eben auch eine welt-
weite Antwort darauf finden und eine Alter-
native zum Kapitalismus eröffnen: 

 💣 Entschädigungslose Enteignung unter 
Arbeiter_Innenkontrolle aller Unterneh-
men, die sich weigern auf umweltschonende 
Technologie umzusteigen, sowohl „daheim“ 
als auch in ihren Liefer- und Produktions-
ketten! Diese müssen offengelegt werden!

 💣 Internationale patent- und konkurrenzfreie 
Forschung! Zugang zu Erkenntnissen für alle!

 💣 Ende der Patente auf Saatgut 
und Technologien!

 💣 Schuldenschnitt für  
den globalen Süden! 

 💣 Für eine klassen- 
kämpferische und internationale 
Umweltbewegung!

Der Kampf muss 
international sein!
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Wirft man einen Blick in die meisten Kindergärten, 
so stellt man schnell fest, dass die Existenzen von trans 
Personen, Geschlechtern jenseits des binären Systems 
und nicht-heterosexuelle Beziehungen keinen Platz 
finden. Seien es Spielzeug, Bücher oder Gruppenakti-
vitäten: Diversität sucht man darin meist vergeblich.

Auch in der Grundschule im Sachkundeunterricht 
wird meist gelehrt, dass es lediglich Frau und Mann gebe 
und im Gymnasium wird im Biologieunterricht alles auf 
die Spitze getrieben. Oft wird die Klasse zur „Aufklä-
rung“ in zwei geteilt - Menschen die sich keinem der 
binären Geschlechter zuordnen, werden außer Acht 
gelassen und auch der Biologieunterricht an sich ist zu 
vielen Teilen immer noch cis- und heteronormativ.  

Und das nicht ohne Grund!

Besonders im Kindes- 
und Jugendalter soll das 
Ideal der bürgerlichen 

Kleinfamilie gefestigt werden, denn Kapitalist_Innen pro-
fitieren finanziell von unbezahlter Haus- und Sorgearbeit, 
die Frauen als natürlich zugeschrieben wird. Durch die 
Auslagerung der Reproduktion der Arbeitskraft ins Pri-
vate kann diese überhaupt erst tagtäglich für die Ausbeu-
tung durch die Kapitalist_Innen zur Verfügung stehen.

Innerhalb der bürgerlichen Kleinfamilie sollen Frauen 

im Stillen Arbeitskraft reproduzieren - unbezahlt und in 
den eigenen vier Wänden. Dazu zählen alle Arbeiten, die 
nötig sind, damit Arbeiter_Innen am nächsten Tag wie-
der zur Arbeit gehen können. Beziehungsmodelle, welche 
weder monogam noch heterosexuell sind und Identitäten 
jenseits des cis-binären Spektrums stellen das Ideal der 
bürgerlichen Kleinfamilie in Frage, da sie das Konzept 
„Vater, Mutter, Kind“ unterlaufen und somit nicht mehr 
klar ist, wer welche Rolle in der Familie einnimmt.

Es ist somit auch kein Zufall, dass der bürger-
liche Staat nicht nur im Bildungssektor, sondern 
auch im Gesundheitssektor und am Arbeitsplatz 
queere Personen benachteiligt und unterdrückt.

Geschlechtsangleichende Operationen werden immer 
noch nicht vollständig finanziert und sind nicht ohne 
bürokratischen Aufwand möglich, für Jugendliche nicht 
einmal ohne Zustimmung der Erziehungsberechtigten!

Immer wieder führt diese 
durch den bürgerlichen Staat 
forcierte Unterdrückung zu 

queerfeindlichen Übergriffen und Gewalttaten. Und wenn 
dies nicht bereits durch die Organe des bürgerlichen 
Staates selbst geschieht, sondern durch Faschist_Innen 
und andere queerfeindliche reaktionäre Gruppen, wird 
dies meist weggesehen, denn diese Taten werden in den 

Wie queere Identitäten 
immer noch durch den 
Staat unterdrückt 
werden

Woher kommt  
Queerunterdrückung?

Queerfeindliche 
Gewalt
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meisten Teilen Deutschlands nicht einmal dokumentiert. 
Berlin ist das einzige Bundesland, das ein Monitoring zu 
queerfeindlicher Gewalt erstellt. Im Jahr 2021 wurde mit 
456 gemeldeten Fällen - davon 23 %  teils schwere körper-
liche Gewalt - der höchste Wert seit Aufnahme der the-
menspezifischen Erfassung dokumentiert. Das sind knapp 
100 Fälle mehr als im Vorjahr und dabei muss bedacht 
werden, dass bei weitem nicht alle gemeldet werden.

Im Rahmen einer Umfrage der EU im Jahr 2020, an der 
ca. 2.750 trans Personen aus Deutschland teilgenommen 
haben, gaben 66 % der Befragten an, in mehr als acht 
Lebensbereichen in den letzten 12 Monaten aufgrund 
ihres Trans-Seins diskriminiert worden zu sein. 90% 
von Ihnen haben den letzten Vorfall nicht gemeldet.

Es zeigt sich also, dass queere 
Personen in allen Lebensberei-
chen durch den bürgerlichen 

Staat unterdrückt werden. Doch dieser ist besonders in den 
letzten Jahren immer mehr bemüht, Illusionen zu schaffen, 
queere Befreiung sei innerhalb des Kapitalismus zu lösen.

So bestehen die gleichgeschlechtliche zivile Ehe und die 
mögliche Eintragung von „inter“ und „divers“ im Gebur-
tenregister seit 2017 und jüngst wurde durch die Ampel-
regierung, die sich Progressivität auf die Fahne schreibt, 
das reaktionäre „Transsexuellengesetz“ (TSG) abgeschafft, 
welches durch ein neues Selbstbestimmungsgesetz ersetzt 
werden soll. Dieses soll trans, inter und nicht-binären 
Personen künftig die Möglichkeit geben, ihren Geschlechts-
eintrag sowie ihren Vornamen im Personenstandsregister 
durch eine Erklärung beim Standesamt ändern zu lassen.

Dies alles sind zwar durchaus positive Entwicklun-
gen, wir müssen uns dabei aber klar machen, dass 
diese Fortschritte immer mit Vorsicht zu genießen 

Von Stephie Murcatto

Die Klimagerechtigkeitsorganisation „Letzte Genera-
tion“ fordert „Gesellschaftsräte“, die aus gelosten Vertre-
ter_Innen aus allen Bevölkerungsschichten bestehen und 
der Bundesregierung Empfehlungen aussprechen soll. 
Die Räte hätten dann aber keine gesellschaftliche Macht. 
Wir wollen hier unser Verständnis was Rätedemokratie ist 
und wie das funktioniert, als wesentlich demokratischere 
Alternative zur parlamentarischen Demokratie, wieder 
auflegen. Die Rolle der Rätedemokratie wäre dann auch 
nicht nur Maßnahmen gegen den Klimawandel auszu-
arbeiten, sondern die Räte würden beschließendes und 
ausführendes Organ zugleich sein. Dazu kommt auch 
noch, dass ein Rätesystem nicht nur aus zufällig gewählten 
Durchschnitten der Gesellschaft bestehen würde, son-
dern tatsächlich aus der ganzen Gesellschaft, damit diese 
dann auch als Gesamtes Entscheidungen treffen kann.

Rätesysteme sind ein Stufen-
haft aufgebautes System, in dem 
die Repräsentant_Innen direkt 
an die Wähler_Innen gebunden 

sind und als koordinierendes und ausführendes Organ 
dienen, also Entscheidungen treffen und diese durchset-
zen. Dabei ist wichtig, dass gewählte Repräsentant_Innen 
also immer rechenschaftspflichtig und jederzeit wähl- und 
wieder abwählbar gegenüber ihrer Basis sind. Es gibt ver-
schiedene Ebenen: In einzelnen Betrieben und Fabriken, in 
Branchen, auf Regional- und Stadtebene, auf Landesebene 
und Internationale Räte, die alle auf einander aufbauen. 

Das heißt jetzt konkret, dass sich zum Beispiel eine 
Fabrik einen Rat gewählt hat, der die Interessen der 
Arbeiter_Innen dieser Fabrik vertritt. Die Mitglie-
der dieses Rates kommen aus der Arbeiter_Innen-
schaft dieser Fabrik und sind zuständig dafür zu sor-
gen, das alles innerhalb der Fabrik gut läuft. Wenn die 

Rätedemokratie −  
was ist das?

sind. Der bürgerliche Staat möchte mit solchen Maß-
nahmen Bewegungen den Wind aus den Segeln neh-
men und so etwas wie den CSD zu einer mehr oder 
weniger staatstragenden Party verkommen lassen.

Für uns als Revolutionär_Innen ist klar, dass wir uns 
nicht auf den bürgerlichen Staat verlassen dürfen, wenn 
wir die Unterdrückung von queeren Personen ernst-
haft bekämpfen wollen. Denn im Kapitalismus steht er 
im Dienste der herrschenden Klasse, deren Profit auf die 
Unterdrückung von Frauen, queeren und migrantisierten 
Menschen angewiesen ist. Deshalb muss dieser Kampf 
zwangsläufig auch ein Kampf gegen den Kapitalismus 
sein. Hierfür schlagen wir folgende Forderungen vor:

 💣Inklusive Bildung und Mitspracherecht der Schü-
ler_Innen über Inhalte der Lehrpläne!

 💣Für das Recht auf medizinische Geschlechtsanglei-
chung an die soziale Geschlechtsidentität – kosten-
frei und ohne unnötigen bürokratischen Akt!

 💣Antisexistische Komitees in Schulen, Unis & Betrie-
ben sowie Selbstverteidigungskomitees in Ver-
bindung mit der Arbeiter_Innenbewegung!

 💣Intersex vollständig legalisieren! Medizinische, kos-
metische Eingriffe z.B. zur Geschlechtsangleichung 
nur mit Zustimmung der betroffenen Person.

 💣Kampf gegen die transphobe Hetze der Rech-
ten und selbsternannten Radikalfeminist_Innen!

 💣Gegen die Pflicht das eigene Geschlecht in offiziellen 
Dokumenten anzugeben! Für den Ausbau an Unisex-Or-
ten im öffentlichen Raum, wie Toiletten oder Umkleiden  

Aber gibt es nicht 
auch Fortschritte?

Wie ist eine  
Rätedemokratie 
aufgebaut?
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Arbeitsbedingungen sich verschlechtern können sie z.B. 
auch Streiks organisieren, um sie wieder zu verbessern, 
sollten sie die Arbeitsbedingungen nicht eh kontrollieren.

Dann gibt es die nächste Stufe der Räte, die Stadt- und 
Regionalräte. Das wäre dann ein Rat, der aus Repräsen-
tant_Innen all der verschiedenen Räte, die es innerhalb 
einer Stadt oder Region gibt zusammengesetzt werden 
würde. Also aus Repräsentant_Innen der Fabriken, der 
Büros, der Krankenhäuser, der Schulen, der Unis,… und 
allen anderen Räten innerhalb einer Stadt. Dieser Rat kann 
dann z.B. Stadtweise Entscheidungen mit den verschiede-
nen Räten organisieren und umsetzen wie die Reparatur 
von Straßen mit einem Rat von Bauarbeiter_Innen oder 
die Reparatur von Stromnetzen mit Elektroniker_Innen. 
Außerdem organisieren sie auch die Arbeiter_Innenmili-
zen, die dem Schutz der neuen Ordnung dienen, also die 
kapitalistischen Konterrevolutionsversuche abwehren, 
aber auch die Menschen schützen, z.B. vor sexistischen, 
rassistischen oder faschistischen Übergriffen. Im Gegen-
satz zur bürgerlichen Polizei werden auch sie gewählt, 
sind rechenschaftspflichtig und rekrutieren sich jeweils 
aus der Stadtbevölkerung. Besonders während der Revo-
lution kommt natürlich auch das Organisieren stadtwei-
ter Streiks zum umsetzen von politischen Forderungen, 
die dem Interesse der Arbeiter_Innenklasse dienen, 
dazu. Auf dem Land passiert das gleiche mit Regional-
räten, die einige Dörfer bzw. Kleinstädte umfassen.

Eine Stufe nach oben gibt es landesweite Räte, wo Reprä-
sentant_Innen, von jeder Stadt und jedem Regionalrat 
repräsentiert sind und somit Repräsentant_Innen von 
der gesamten Arbeiter_Innenschaft landesweit. Dieser 
Rat organisiert dann Entscheidungen auf einer landes-
weiten Ebene, wie zum Beispiel den Ausbau von öffentli-
chem Personenverkehr mit den verschieden Räten dieser 
Gebiete oder auch logistische Angelegenheiten, wie die 
Verteilung von den produzierten Gütern mit den 
Räten der Bahn. Zudem bestimmt 
er, was eigentlich produziert 
werden soll, durch demokra-
tische Bestimmung mit allen 
Räten und über Umfragen in 
der Bevölkerung, was eigentlich 
gebraucht wird. Zusätzlich organisieren 
sich Arbeiter_Innen einer bestimmten Berufs-
gruppe in einem landesweiten Rat, der mitent-
scheidet und diese Entscheidung umsetzt. Das ist 
Sinnvoll, aus dem Grund dass diese Räte die Expert_
Innen in den jeweiligen Themengebieten sind.

Aber es gibt auch noch die nicht weniger rele-
vante Internationale Stufe, wo Repräsentant_Innen der 
Arbeiter_Innenklasse von jedem Land zusammenkom-
men, um auf internationaler Ebene Entscheidungen zu 
koordinieren. Ihre Hauptaufgabe besteht darin, bei allen 
nationalen Eigenheiten, immer noch das Gesamtinter-
esse des internationalen Proletariats zu vertreten. Sie 
kümmern sich z.B. um den Transport von Produkten 
auf einer internationalen Ebene, damit alle Fabriken 
das haben, was sie brauchen zum Produzieren. Außer-
dem verwalten sie auch international die Umsetzung 
der demokratischen Planwirtschaft, damit internatio-
nal alles verfügbar ist was gebraucht wird und es keine 

Unter- oder Überproduktion gibt. Außerdem müssen sie 
das Ziel der Weltrevolution immer im Fokus behalten, 
um den Rest der Klassengesellschaft abzuschaffen.

Bei all diesen Punkten ist es wichtig in Erinnerung zu 
behalten, dass die Repräsentant_Innen direkt aus der 
Arbeiter_Innenschaft kommen und deren einzige Auf-
gabe darin besteht, zu verwalten, zu organisieren und 
umzusetzen, was demokratisch bestimmt wird. Dabei 
verdienen sie nicht mehr als den durchschnittlichen Arbei-
ter_Innenlohn und sind jederzeit wählbar und abwählbar, 
sodass die Repräsentant_Innen die Interessen der Arbei-
ter_Innenklasse vertreten müssen und die vollständige 
Demokratie in diesem System erst entstehen kann.

Historisch gibt es verschie-
dene Beispiele von Räten als 
Parallelstruktur zum bürger-
lichen Staat und davon, dass 

die Räte zur Regierungsform geworden sind. Zum Bei-
spiel die Pariser Kommune, die Münchner Räterepublik 
oder die ungarische Räterepublik. Das nennenswerteste 
Beispiel sind jedoch die Sowjets (russisch für Rat) zur 
Zeit der Oktoberrevolution 1917 im ehemaligem Zaren-
reich, wo es überall im Land (aber hauptsächlich in den 
Städten) Sowjets gab, die parallel zur Zarenherrschaft 
mit dem Scheinparlament Duma und nach dessen Sturz 
parallel zur bürgerlichen provisorischen Regierung 
von Kerenski existiert haben. Aber zu diesem Zeit-
punkt konnten sie noch keine richtige Macht ausüben.

Die Bolschewistische Partei hatte die Perspektive, die 
Sowjets an die Macht zu bringen, die ihren Kampf mit der 
Parole „Alle Macht den Sowjets“ führte und auch durch 
eine Revolution gemeinsam mit den Räten diese Parole 
konkret umsetzen konnte. Aber die Bolschewiki woll-
ten nicht nur die Sowjets an die Macht bringen, sondern 
nutzen die Sowjets auch, um sich selbst an die Macht zu 
bringen, also quasi als Revolutionsorgan und als Mög-

lichkeit ihre Perspektiven und Meinungen in 
die Arbeiter_Innenklasse zu brin-

gen. Als dann unter Führung der 
Arbeiter_Innenklasse mit der 
Bäuer_Innenklasse zusammen die 

sozialistische Revolution in Russ-
land ausbrach, wurde die Parole 

zur Tatsache und die Sowjets wurden zum 
Herrschaftsorgan der Arbeiter_Innenklasse 

und es gründete sich die Sowjetunion.
Das ist natürlich alles schön und gut aber 

heute haben wir solche Parallelstrukturen 
zum bürgerlichen Staat leider nicht. Die gehören aber auf-
gebaut! Dies kann meistens innerhalb von starken Bewe-
gungen innerhalb der Arbeiter_Innenklasse passieren, wie 
zum Beispiel in der Klimabewegung. Bei Streiks können mit 
Streikposten und -komitees eine Grundlage für Räte gebil-
det werden. Damals in Russland entstanden die Sowjets 
zwischen 1905-1907 in der ersten russischen Revolution, die 
auch eine starke Arbeiter_Innenbewegung und große Mas-
senstreiks beinhaltete, jedoch nicht zur Machtübernahme 
durch die Sowjets schritt. Die Bildung dieser Räte geschah 
auch da nicht von alleine, sondern musste unterstützt wer-
den. Das ist, was wir als Revolutionär_Innen heute machen 
müssen. Wir müssen die Bildung von Parallelstrukturen 
zur bürgerlichen Regierung aktiv unterstützen, damit eine 
sozialistische Revolution überhaupt irgendeine Chance hat.

Wie entstehen Räte 
und wie kommen 
sie an die Macht?
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von Lia Malinovski

Queerfeindlichkeit ist ein bekanntes Problem in allen 
Bereichen der Gesellschaft: Ob am Arbeitsplatz, in der 
Familie oder in der Schule, queere Jugendliche erleben 
überall Diskriminierung und Unterdrückung aufgrund 
ihrer Sexualität oder der Geschlechtsidentität. In der 
Schule zeigt sich das besonders daran, dass trans- und 
homofeindliche „Witze“ zum Alltag gehören und es in der 
Regel keine Strukturen zur Aufarbeitung von Queerfeind-
lichkeit gibt. Aber es ist auch strukturell verankert: Obwohl 
es rechtlich möglich wäre, wird eine Namensänderung 
maximal im Unterricht geduldet, auf Zeugnissen, Klassen-
listen und so weiter wird es aber nicht gemacht. Das heißt, 
trans Jugendliche sind gezwungen, auf jedem offiziellen 
Dokument in der Schule ihren Deadname (=veralteter, 
„toter“ Name, der nicht mehr verwendet wird) anzuge-
ben oder zu lesen. Auch die viel zu großen Klassen sorgen 
für stärkeren Druck und Stress beim „outen“ oder beim 
Tragen von bspw. femininer Kleidung, wenn man transfe-
minin ist. Daraus resultiert, dass viele sich gar nicht erst 
trauen, sich so zu zeigen, wie sie sind. Die psychischen 
und sozialen Folgen sind katastrophal. Deswegen wollen 
wir uns mit den lautesten Treiber_Innen der Queerfeind-
lichkeit auseinandersetzen: Der politischen Rechten.

Denn obwohl die Lage an 
den Schulen katastrophal 
ist, wie oben beschrieben, 
veranstalten AfD und Co eine 

Hetze gegen die vermeintlich progressive Politik an den 
Schulen: Sie finden es falsch, dass im Sexualunterricht 
– wenn überhaupt – Homosexualität thematisiert wird. 
Sie argumentieren mit dem Kinderschutz, solche Themen 
würden „Jugendliche verwirren“ oder seien „ideologische 

Instrumentalisierung“. Ihr Wahlspruch „Deutschland 
– aber normal!“ verdeutlicht, worum es ihnen geht: Sie 
wollen alles, was nicht cis und hetero ist als „unnormal“ 
oder „komisch“ verunglimpfen und ein Deutschland ohne 
queere Personen aufbauen. Dabei versuchen sie mittels des 
„Schutzes der Kinder“ den Diskurs zu emotionalisieren und 
ein Kampffeld heraufzubeschwören, mit dem sie polarisie-
ren können. Denn diese Polarisierung ist feste Strategie der 
AfD und anderer rechter Parteien und Organisationen.

Dabei propagieren sie ein 
binäres und angeblich naturge-
gebenes Rollenbild vom „star-

ken Mann“ und der „Hausfrau“. Diese Binarität wird von 
trans Personen durch ihre reine Existenz infrage gestellt. 
Denn ein „Geschlechtswechsel“, wie es oft genannt wird, 
widerspricht einer klaren Binärität und nimmt den Rollen-
bildern das „natürliche“.  Sie sprechen mit diesem Thema 
besonders Männer an, die um ihre Stellung in der Gesell-
schaft fürchten, oder Radikalfeminist_Innen, die auf die 
Hetze von Medien und rechten Parteien aufspringen und 
so die Binärität als ideologische Grundlage kapitalistischer 
Frauenunterdrückung aufrechterhalten. Die Grundlage 
der Frauenunterdrückung ist die Pflicht zur sogenannten 
Hausarbeit und dies ist im Kapitalismus unumgänglich, 
denn der Staat und die Kapitalist_Innen wollen möglichst 
wenig dafür zahlen, weshalb es Privatsache sein soll. 
Mit dem Beginn der Klassengesellschaften hat sich diese 
Aufteilung der Arbeit in die „Hausfrau“ und den „arbei-
tenden Mann“ entwickelt, die mit der Propagierung der 
Binärität und der biologischen Unterschiede ideologisch 
begründet wurde. Von dieser Aufteilung profitieren vor 
allem Männer, die in ihrer gesellschaftlichen Stellung über 
Frauen stehen. So erklärt sich auch, wieso viele Männer, 
die um ihre Stellung fürchten, sich antifeministischer 

Jugend und  
Queerunterdrückung 
− Wie AfD und Co. den 
Diskurs vereinnahmen

Transunterdrückung 
und die politische 
Rechte

Wen sprechen sie 
damit an?
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und transfeindlicher Ideologie annähern.
Radikalfeminist_Innen werden vor allem durch eine 

Instrumentalisierung von Frauenunterdrückung angespro-
chen. Denn wie sie, zeichnen auch AfD und Co ein Bild von 
trans Personen, vor allem trans Frauen, das sie als „Verge-
waltiger“ und „Männer in Kleidern“ darstellt. So wird der 
Kampf gegen Sexismus von den Ursachen (in letzter Konse-
quenz das Privateigentum an Produktionsmitteln) wegge-
lenkt und zu einem kulturellen Kampf umgewandelt. Dieses 
Bild wird oft in Filmen und Serien, in Berichterstattungen 
und durch Ideologien wie dem Radikalfeminismus gezeich-
net. Es spricht trans Personen direkt ihre Existenz ab.

Die Frage, warum die Rechten die Transfeindlichkeit 
momentan so in den Vordergrund stellen, ist schwierig 
eindeutig zu beantworten. Aber wahrscheinlich ist, dass 
sie damit polarisieren wollen und sich als Alternative 
zum „Mainstream“ präsentieren wollen. Eine Strategie, 
die wir schon aus dem „Flüchtlingsdiskurs“ kennen, und 
mit der die AfD bislang sehr erfolgreich war. Zudem 
können sie so den Kampf gegen Unterdrückung und 
Krisen zu einem ideologischen Kampf gegen 
andere unterdrückte Gruppen umwandeln.

In Tennessee und 
West-Virginia (USA) 
wurden kürzlich 

erst Gesetze verabschiedet, die 
trans Personen in ihrer Exis-
tenz kriminalisieren und 
somit zwingen, wieder 
gemäß ihrem biologischen 
Geschlecht erscheinen zu 
müssen. Konkret krimi-
nalisiert das Gesetz eigent-
lich „Crossdressen“ (Bspw. 
Als Mann weibliche Kleidung 
tragen) in der Anwesenheit von 
Minderjährigen, wobei dabei 
die Geschlechtsidentität von außen 
angenommen werden muss. In der Praxis 
würde es eben bedeuten, dass Personen, 
die bspw. männlich gelesen werden, aber 
ein feminines Erscheinungsbild haben, nicht 
mehr in die Nähe von Minderjährigen dürfen, sich 
also quasi nicht aus dem Haus bewegen können.

Es ist einer der härtesten Rollbacks, die trans Personen 
in den letzten Jahren erleben mussten. Dazu kommen in 
vielen weiteren Staaten der USA Diskussionen oder sogar 
schon geplante Gesetze, die medizinische Maßnahmen 
zur Geschlechtsangleichung für Kinder und Jugendliche 
verbieten wollen. Dabei kann man Parallelen zu den Argu-
mentationen der rechten Kräfte in Deutschland sehen: In 
beiden Fällen wird mit dem Kinderschutz argumentiert, in 
beiden Fällen bedeutet es Bevormundung von Jugendli-
chen. Außerdem festigen sie bestehende Rollenbilder und 
die Binärität, denn ab wann von „Crossdressing“ gespro-
chen werden kann, liegt im betrachtenden Auge. Wer weiß, 
vielleicht sind in Zukunft lange Haare bei Männern wieder 
verpönt bis kriminell? Eine Vermutung, die das Ausmaß 
aber beschreibt, denn rechtlich könnte es funktionieren.

Was können wir jetzt tun…

Der Kampf für Verbesserun-
gen muss verschiedene Ebenen umfassen. An der Schule 

liegt dabei der Fokus auf Strukturen zur Aufarbeitung und 
Bekämpfung von Queerfeindlichkeit und queerfeindlicher 
Gewalt, sowie Erleichterung von Coming-Outs und der 
einfachen Änderung von Namen auf Zeugnissen, offiziel-
len Dokumenten und in der Klasse. Dabei können folgende 
Forderungen einen Weg in die richtige Richtung weisen:

 💣  Gegen falsche Bilder von Trans- und queeren Iden-
titäten helfen Aufklärung und Behandlung des The-
mas im Unterricht, gestaltet von Organisationen, die 
sich mit Trans(-feindlichkeit) beschäftigen, wie bspw. 
Das Magnus Hirschfeld Zentrum in Hamburg!

 💣Gegen Stress und Druck beim Coming-Out helfen kleinere 
Klassen! Für die Möglichkeit, sich frei zu entfalten und das, 
ohne Angst haben zu müssen, dafür diskriminiert zu werden!

 💣Für die Möglichkeit, den Namen und Geschlechtsein-
trag in der Schule einfach und unbürokratisch zu ändern!

 💣Für Antidiskriminierungsstellen, an die sich Betrof-
fene wenden können, kontrolliert von Betroffenen! 

Für organisierte Selbstverteidigung gegen rechte 
Übergriffe und queerfeindliche Gewalt!

 💣 Für Schüler_Innenausschüsse, die den 
persönlichen Kampf auf eine politische Ebene 
führen! Statt Vereinzelung braucht es den 

gemeinsamen Kampf, denn es sind struk-
turelle Probleme, die individuelles Ver-

halten beeinflussen und in Teilen 
darauf zurückzuführen sind!

Auch in 
der Arbei-
ter_Innen-
bewegung ist 
Queerfeind-

lichkeit ein großes Prob-
lem. Es braucht das Recht auf 

Caucusse, damit sich Betroffene 
von Diskriminierung zusam-

mentun können und gemeinsam die 
Probleme in der Gewerkschaft und in 

der Arbeiter_Innenbewegung anzuge-
hen! Sie müssen die Möglichkeit haben, bei 

politischen Entscheidungen eine Empfehlung zu 
geben, Probleme anzuprangern und reaktionäre 

Verhaltensweisen von Gewerkschaftsmitgliedern 
offenzulegen! Passiert das, braucht es eine unabhän-

gige Untersuchungsstelle, die die Vorwürfe untersucht 
und der Gewerkschaft eine Handlungsempfehlung gibt!

Das Thema staatliche 
Queerunterdrückung ist in 
diesem Artikel nicht the-

matisiert worden, da das in einem anderen Artikel 
passiert (Seite 12). Dennoch wollen wir hier ein paar 
Forderungen einfließen lassen, die notwendig sind 
und im Kampf auch gegen Rechts notwendig sind:

 💣Für die Bildung von Selbstverteidigungsstruktu-
ren in allen Lebensbereichen, um sich gegen rechte 
Angriffe und Queerfeindlichkeit zu wehren

 💣Für unkomplizierte und unbürokratische Namens- und 
Personenstandsänderung! Für das Recht auf echte Selbst-
bestimmung. Für den freien und kostenlosen Zugang zu 
geschlechtsangleichenden Maßnahmen, wie Hormonbe-
handlung oder Operationen, sofern das gewollt ist! Gegen 
den Zwang, medizinische Maßnahmen zu machen!

Rollback in 
den USA

...an der Schule?

...auf staatlicher 
Ebene?

...in der 
Arbeiter_
Innenbe-
wegung?
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Von Erik Likedeeler

Noch vor dem Beginn eines Lebens stellen sich viele 
werdende Eltern die Frage: „Junge oder Mädchen?“ Es wer-
den Erwartungen gestellt an das Verhalten, das Aussehen 
und die Rolle des zukünftigen Kindes. Aber was, wenn der 
Körper des Kindes diesen Erwartungen nicht entspricht?

Als intergeschlechtlich werden Körper verstanden, 
die von außenstehenden Personen weder als männlich 
noch als weiblich identifiziert werden können. Interge-
schlechtlichkeit zeigt sich zum Beispiel durch verschie-
dene Varianten der X- und Y-Chromosomen, durch im 
Körper liegende Hoden bei einem weiblich gelesenen 
Äußeren oder durch Geschlechtsteile, die als große Klito-
ris und als kleiner Penis interpretiert werden könnten.

In einer binärgeschlechtlich denkenden Welt ist die 
Situation intergeschlechtlicher Menschen von Dis-
kriminierung, medizinischer Missachtung und büro-
kratischen Hindernissen geprägt. Die Tabuisierung 
des Themas unter dem Motto „Sag‘ es niemand ande-
rem!“ übt starken Druck auf inter Personen aus.

In diesem Artikel soll es darum gehen, wie 

intergeschlechtliche Personen in Deutschland von Geburt 
an diskriminiert und misshandelt werden, und wie dagegen 
vorgegangen werden kann. Außerdem soll auf das dialekti-
sche Verhältnis zwischen dem „sozialen“ und dem „biolo-
gischen“ Geschlecht eingegangen werden. Hauptquellen 
sind „The state’s hands in our underpants“ von Theresa 
Anna Richarz und der Parallelbericht zum 5. Staatenab-
kommen der BRD zum Übereinkommen gegen Folter.

In Deutschland sind 95% 
der intergeschlechtlichen 
Menschen von medizini-
schen Eingriffen nach der 
Geburt betroffen. Seit den 

1950er Jahren sind kosmetische Operationen an inter 
Säuglingen und Kleinkindern medizinisch institutiona-
lisiert. Bestandteil der Operationen ist die Entfernung 
der hormonproduzierenden Keimdrüsen (Gonadek-
tomie). Dadurch kommt es zu psychischen und kör-
perlichen Folgeerkrankungen. Es werden lebenslange 
Hormonersatztherapien und Folgeoperationen erfor-
derlich und die Person wird dauerhaft unfruchtbar.

Intergeschlechtlichkeit:
Was hinter dem ‘I’ in  
LGBTIA steht

Was passiert bei  
Operationen an  
intergeschlechtlichen 
Kinden?
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Außerdem erfolgt eine Beschneidung der äußeren 
Geschlechtsorgane, die mit dem Verlust der erotischen 
Empfindsamkeit einhergeht. Für die Zwangszuwei-
sung zu einem Standardgeschlecht messen Ärzt_Innen 
die Größe der Genitalien, um zu bestimmen, welche 
Rolle diese am ehesten beim traditionellen hetero-
sexuellen Geschlechtsverkehr einnehmen könnten. 
In 85-90% der Fälle wird der Körper feminisiert. Ein 
Grund dafür ist die chirurgische Machbarkeit. Ein wei-
terer ist die sexistische Annahme, Frauen könnten 
eher ohne erfüllende Sexualität leben als Männer.

Während bei maskulinisierenden Operationen Größe 
und Funktion des Penis im Mittelpunkt stehen, geht es 
bei feminisierenden Operationen darum, den Körper auf 
Geschlechtsverkehr vorzubereiten. Es wird eine Neo-Va-
gina angelegt, welche regelmäßig durch das Einführen 
harter Gegenstände gedehnt werden muss, bis sie als pene-
trierbar gilt. Ohne das Einverständnis der betroffenen Per-
son stellt das eine Misshandlung dar – die in vielen Fällen 
routinemäßig von den eigenen Eltern durchgeführt wird.

Ungefährliche Varianten der Geschlechtsentwick-
lung werden zu Störungen erklärt, die Angleichung an 
die Norm als Heilung dargestellt. Dahinter steckt der 
Gedanke, dass Menschen die Zweigeschlechtlichkeit am 
ehesten akzeptieren würden, wenn sie nie etwas von 
ihrer Intergeschlechtlichkeit erfahren. Laut einer in 
Hamburg durchgeführten Studie haben 50% der inter 
Personen, bei denen in der Kindheit irreversible opera-
tive Eingriffe vorgenommen wurden, Suizidgedanken.

Die Einführung der 
Geschlechtsoption „divers“ 
wurde von der Hoffnung beglei-
tet, Akzeptanz für interge-
schlechtliche Körper zu schaffen. 

Doch die Aufmerksamkeit für das Thema hat nicht zum 
Ende der Operationen geführt. Meist werden die Eingriffe 
ohne medizinische Indikation verübt, ohne wirksame 
Einwilligung der Eltern und ohne Aufklärung über Risiken 
und Folgebehandlungen. Ärzt_Innen erwähnen selten, 
dass ein erfülltes Leben ohne Operation möglich ist.

In Deutschland ist es verboten, in die Sterilisation des 
eigenen Kindes einzuwilligen, doch bei intergeschlecht-
lichen Kindern kommt dieses Gesetz nicht zur Anwen-
dung. In vergleichbaren Fällen wäre die stellvertretende 
Einwilligung in derart folgenschwere Eingriffe nur bei 
unmittelbar lebenserhaltenden Maßnahmen zulässig.

Seit Jahren besteht die Forderung, ein Operations-
verbot durchzusetzen. 2021 wurde ein Gesetz dafür 
geschaffen, doch dieses zeichnet sich durch massive 
Lücken aus und lädt geradewegs dazu ein, umgan-
gen zu werden. Mit Verweis auf ein angeblich erhöhtes 
Krebsrisiko darf weiterhin operiert werden, obwohl 
es keine Langzeitstudien gibt, die das beweisen.

Der Staat tut nichts, um diese Folter zu verhindern, son-
dern macht sich durch die Finanzierung mitverantwortlich. 
Gesetzliche Krankenkassen zahlen normalerweise nur für 
medizinisch indizierte Behandlungen, nicht für ästhetische 
Operationen. Doch die Standardisierung der Genitalien 
wird als dringend und medizinisch notwendig eingestuft.

Im Jahr 2000 wurde die Verjährungsfrist für Schadens-
ersatzansprüche von 30 auf 3 Jahre gekürzt. Viele inter 
Menschen erfahren erst zu einem viel späteren Zeitpunkt 
ihres Lebens von den Operationen. Auch hier zeigt sich 

Sexismus, denn die Beeinträchtigungen infolge einer Kas-
tration werden bei weiblich kategorisierten Personen als 
weniger gravierend eingestuft. Außerdem ist es schwierig, 
Ansprüche geltend zu machen, denn Krankenakten sind oft 
unvollständig, „nicht verfügbar“ oder werden geschwärzt.

Das alles steht in krassem Widerspruch zum bürger-
lichen Bild des „binären Geschlechts“. Dieses ist der 
ideologische Hintergrund, warum Intergeschlechtlich-
keit so unterdrückt wird. Doch welches Verständnis 
von Geschlecht können wir dem entgegensetzen?

Aus unserer Sicht besteht das 
Geschlecht aus drei Bestand-
teilen: Zunächst der biologi-
sche Körper (engl. sex), der 
einfach erstmal existiert und 
mit Eigenschaften, wie schwan-

ger werden zu können, unsere Lebensrealität prägt. Wie 
oben schon angemerkt, ist das biologische Geschlecht 
nicht binär (XX- oder XY-Chromosom), sondern bipolar, 
also die Veranlagungen stehen immer irgendwo zwischen 
diesen Kategorien. Als zweites das soziale Geschlecht 
(engl. gender), was die Rollenverteilung ist, in die uns die 
Gesellschaft drängt und in die wir eingeordnet werden. 
Die Geschlechterrollen entwickeln sich auf einer gesell-
schaftlichen Ebene, überspitzen biologische Unterschiede 
zwischen den Geschlechtern und naturalisieren eigentlich 
soziale Prägungen. Die Rollen stehen momentan vor allem 
unter dem Vorzeichen des Patriarchats und als Individuum 
kann man diese Kategorie nicht einfach auflösen. Der 
dritte Aspekt ist die Geschlechtsidentität, also das Bewusst-
sein über das Verhältnis zwischen dem biologischen und 
sozialen Geschlecht. Wenn diese übereinstimmen, dann 
spricht man von Cisidentiät, falls es abweicht, spricht man 
beispielsweise von Trans- oder nichtbinärer Identität. Die 
Geschlechtsidentität ist über das menschliche Leben fluide, 
geprägt von vielen Einflüssen und letztendlich weder binär 
noch bipolar, sondern polypolar. Alle drei Aspekte wirken 
aufeinander, stehen also in einem dialektischen Verhält-
nis zueinander und bilden miteinander das Geschlecht.

Geschlecht

biologisch sozial

Identität

Wie werden die 
Operationen  
rechtlich  
ermöglicht?

Wie kann ein  
marxistisches  
Verständnis von 
Geschlecht  
aussehen?



19

In diesem Verständnis von Geschlecht grenzen wir uns 
von jenen queerfeministischen Theorien ab, die anneh-
men, dass Geschlecht ausschließlich eine soziale Katego-
rie wäre, die durch Sprache und Handeln performt wird. 
Dabei wird davon ausgegangen, Geschlechtlichkeit würde 
nichts mit anatomischen Begebenheiten zu tun haben. 
Der Körper wäre lediglich Ausdruck einer wiederhol-
ten Inszenierung, die vollständig dekonstruiert werden 
könnte. Diese Praxis bietet keine politische Perspektive, 
denn individuelle Verhaltensänderung durch Sichtbarma-
chung, Bildung und Aufklärung greifen den Kapitalismus 
als Ursache der patriarchalen Unterdrückung nicht an.

Im Kontrast dazu bauen radikalfeministische Ansätze 
das Geschlecht vor allem auf körperliche Faktoren auf. 
Aus dieser Essentialisierung leiten sie die patriarchale 
Unterdrückung als naturgegeben ab – auch daraus 
ergibt sich keine politische Perspektive. Die Einordnung 
von Frauen als eigene ökonomische Klasse offenbart 
ein fehlgeleitetes Verständnis von Materialismus.

Soziale Ungleichheit ist nicht auf die Verschiedenheit 
der Körper, sondern auf die materielle Grundlage der 
Gesellschaftsorganisation zurückzuführen. Geschlecht 
ist als Dimension von Ungerechtigkeit eingelagert in 
kapitalistische Produktionsformen. Nachhaltige Verän-
derung des Bewusstseins kann demnach nur im Klas-
senkampf gegen den Kapitalismus erreicht werden.

Die Frage, ob Eigenschaf-
ten biologisch erklärbar sind, 
ist schwierig, denn wir kön-
nen unsere Sozialisation nicht 
einfach wegdenken. Wie tief 

diese in den Körper eingeschrieben ist, lässt sich exempla-
risch an der Stimme erkennen. Häufig wird davon aus-
gegangen, dass Männer mit einer niedrigen und Frauen 
mit einer hohen Grundfrequenz sprechen. In Wahrheit 
gibt es einen großen Frequenzbereich, der unabhän-
gig vom Geschlecht genutzt wird. Einerseits wird der 
Klang der Stimme von physiologischen Merkmalen wie 
der Größe des Kehlkopfes bestimmt. Andererseits spie-
len auch verhaltensbedingte Faktoren eine Rolle.

In Medien wird Geschlecht durch Intonation und 
Stimme überzeichnet. In Studien wurden Kinder gebe-
ten, Wörter zunächst normal auszusprechen und dann 
so jungen/mädchenhaft wie möglich. Bei einer norma-
len Sprechweise gab es keine Unterschiede, diese tra-
ten erst bei der Nachahmung auf. Ungefähr ab einem 
Alter von 7 Jahren lernen Kinder dann unbewusst, ihre 
Stimme an ihr zugewiesenes Geschlecht anzupassen.

Dabei spielen dynamische soziale Faktoren eine 
Rolle: Eine sogenannte Knarrstimme, die mit Härte 
und Robustheit assoziiert wird, gilt allgemein als 
männliche Tendenz, wird jedoch auch von aufstei-
genden, berufstätigen Frauen verwendet. Insgesamt 
ist die Grundfrequenz von Frauen in den westlichen 
Gesellschaften den letzten Jahrzehnten gesunken.

Soziale Vorstellungen sind mächtig und prägen die 
Erinnerungsleistung: Visuelles Wissen über das Geschlecht 
des_der Sprechenden spielt bei der Sprachverarbei-
tung eine Rolle und beeinflusst, wie wir die Stimme 
eines Menschen in Erinnerung behalten. Wie man an 
diesem Beispiel sieht, ist die Trennung zwischen biolo-
gischem und sozialem Geschlecht nicht so einfach, und 
sowieso ist eine strikte Trennung zwischen Biologie 

und Sozialem immer verkürzend. Es zeigt auch, dass 
eine Binarität von biologischem Geschlecht nicht gege-
ben ist und wir uns dabei auf einem Spektrum befin-
den. Intergeschlechtlichkeit ist Ausdruck dessen.

Wir wollen für eine Gesellschaft eintreten, in der alle 
Menschen ungeachtet ihres Geschlechts gleichberechtigt 
und gefahrenfrei leben können. Deshalb fordern wir:

 💣 Sicherstellung von aufklärungsbasier-
ter Einwilligung, Information auch über 
Nichtbehandlung. Für selbstbestimmte 
Geschlechtsidentität, Sexualität, Fortpflan-
zung und Elternschaft für inter Personen!

 💣 Sensibilisierung und Fortbildung von 
Mediziner_Innen, Sicherstellung des 
Bewusstseins darüber, welche physischen, 
psychischen und sozialen Schäden nicht-in-
dizierte kosmetische Operationen und Drü-
senentfernungen zu Folge haben können. 
Zugleich auch Ausbau und Finanzierung 
von Beratungsangeboten für Eltern und 
Antidiskriminierungsstellen für Betrof-
fene, unter Besteuerung der Reichen!

 💣 Aufarbeitung und Entschädigung vergan-
gener Diskriminierung und Folter. Sicher-
stellung des Zugangs zur eigenen Kranken-
akte, Aufhebung der Verjährungsfristen.

 💣 Gegen die Pflicht, das eigene Geschlecht 
in offiziellen Dokumenten anzugeben. Für 
den Ausbau von geschlechtsneutralen Toilet-
ten und Umkleiden im öffentlichen Raum.

 💣 Der Kampf für die Rechte von inter 
Personen muss Hand in Hand mit dem 
der Arbeiter_Innen gehen. Es braucht 
aber gleichzeitig auch den Kampf gegen 
jegliche LGBTIA-Feindlichkeit innerhalb 
der Arbeiter_Innenbewegung und das 
Recht auf Caucusse für Betroffene!

 💣 Menschen sind keine Sexobjekte! Kampf 
der bürgerlichen Sexualmoral, samt 
Binarität und Geschlechterrollen! Für die 
Vergesellschaftung der Hausarbeit!

 💣 Das Verbot medizinisch nicht notwen-
diger, kosmetischer Genitaloperationen 
an Kindern. Geschlechtsangleichende 
Behandlungen nur mit Zustimmung 
der betroffenen Person, kostenfrei und 
ohne unnötigen bürokratischen Akt!

Doch formalrechtliche Verbote zu erringen, bringt 
wenig, wenn die praktische Wirksamkeit ausbleibt. 
Nur echte Akzeptanz von Intergeschlechtlichkeit kann 
dafür sorgen, dass das Operationsverbot kein sym-
bolisches bleibt. Deshalb fordern wir zusätzlich:

Wie zeigt sich das 
dialektische  
Verhältnis im  
Alltag?
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Revo vor 💣rt

8M in  
Hamburg!

13. Februar 
in Dresden: 
Sie kamen 
nicht durch!

Der 13. Februar - der Jahrestag der Bombardierung 
der Stadt Dresden am Ende des zweiten Weltkriegs - wird 
von Neonazis, der AfD und anderen Rechten Jahr für 
Jahr für deren Geschichtsrevisionismus instrumen-
talisiert. Jedes Jahr zählen allerdings auch die Gegen-
demonstrationen traditionell zu den größten antifa-
schistischen Blockaden Deutschlands. Auch wir waren 
dieses Jahr wieder mit einigen Genoss_Innen vor Ort.

Nachdem bereits am Samstag 
den 11.Februar 1000 Faschist_
Innen der Weg von fast 2000 
Bullen frei geprügelt wurde, so 

war dies am Montag, den 13. Februar, als Querdenken, das 
PEGIDA-Milieu und andere Rechte und Faschist_Innen 
erneut  symbolträchtig aufmarschieren wollten, deut-
lich anders. Gerade einmal 500 Rechte versammelten 
sich mit dem Ziel, in die Altstadt zu marschieren.

Denn sie kamen nicht durch! Über 2000 Gegendemons-
trant_Innen schafften es, mittels zahlreicher Blockaden, 
den geplanten Aufzug kurz vor der Innenstadt aufzuhalten. 
Die Rechten kamen gerade einmal 800m weit und mussten 
frustriert nach einer improvisierten Zwischenkundge-
bung ihre Versammlung auflösen. Eigentlich wollten sie 
weiter laufen, doch die 1200 Cops waren trotz der ihrer-
seits exzessiv zur Schau getragenen Gewaltbereitschaft 
nicht in der Lage, die Blockaden aus dem Weg zu räumen.

Dass die Faschos von NPD, 
freies Sachsen und Co., Quer-
denken und andere Rechte nicht 

wie geplant ihren Aufmarsch durchziehen konnten, lag an 
den verhältnismäßig vielen Teilnehmer_Innen am Gegen-
protest und den Blockaden.  Kleinstblockaden von 10-20 
Menschen können die Bullen problemlos räumen - doch 
hunderte Menschen, welche sich den Rechten und Bullen 
entschlossen in den Weg stellen, können etwas bewirken!

Am 8. März fand auch in Hamburg der bundesweite 
Warnstreik der Kitas und sozialen Einrichtungen statt. 
In dieser Branche arbeiten überwiegend Frauen, daher 
war es passend, den Internationalen Frauenkampftag 
als Datum auszuwählen. 2800 Beschäftigte nahmen 
am Streik teil, ein Drittel aller Erzieher*innen in Ham-
burg. Die wichtigste Forderung der Beschäftigten ist 
10,5% mehr Gehalt, mindestens aber 500€ mehr. 

Das soll nicht nur die Lebensbedingungen der 
Beschäftigten verbessern, sondern auch die Ausbil-
dung ansprechender machen. Es fehlt an Personal, 
gleichzeitig steigen die Aufgaben der Kitas und die 
Anforderungen an die frühkindliche Bildung. Ein wei-
teres Problem ist, dass viele Erzieher*innen unbe-
zahlte Carearbeit für ihre Institution leisten.

Die Beschäftigten müssen an dieser Forderung fest-
halten. Was auch die Arbeit“geber“seite sagt: Einmal-
zahlungen sind ungenügend! Die 10,5% mehr Lohn, sind 
notwendig. Sollten die Betriebe nicht darauf eingehen, 
müssen die Beschäftigten in den Erzwingungsstreik treten!

Der beinahe reibungslose 
Ablauf des Naziaufmarsches 
am 11. Februar und der erneute 

Anstieg der Teilnehmer_Innenzahlen ist jedoch auch 
ein deutliches Warnzeichen. Im Zuge des Rechtsrucks 
konnte der jährlich stattfindende „Trauermarsch“ wieder 
stetig an Zulauf gewinnen und sich als attraktives Ver-
netzungstreffen für Neonazis aus ganz Europa etablie-
ren. Auch wenn die Teilnahmezahlen durch erfolgreiche 
Massenblockaden von 2010 und 2011 zeitweise einbra-
chen,  haben diese ihren Effekt mittlerweile eingebüßt.

 Um zu verhindern, dass nächstes Jahr wieder Faschist_
Innen durch Dresden marschieren, müssen bundesweit 
noch mehr Menschen dagegen mobilisiert werden!

Doch das alleine reicht noch nicht. Wir müssen uns 
in unseren Schulen, (Ausbildungs-)betrieben und Unis 
organisieren, antifaschistische Komitees aufbauen 
und den Kampf gegen den Faschismus in unseren All-
tag tragen, wenn wir den Naziaufmärschen und dem 
Rechtsruck langfristig etwas entgegensetzen wollen.

Am 13. Februar, hat sich bewiesen, dass es mög-
lich ist, rechte und faschistische Aufmärsche zu stop-
pen - massenhaft, entschlossen und organisiert!

Wir danken allen Gegendemonstrant_Innen dafür, sich 
gemeinsam mit uns den Rechten in den Weg gestellt 
 zu haben.

Querdenken  
blockiert, Polizei 
kapituliert

Massenblockaden 
wirken!

Der Kampf geht 
weiter!
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Neuaufteilung der Welt: 
Entscheidet der Ukraine−
Krieg über Sieger und 
Verlierer?

Von Emilia Sommer

Vor kurzem jährte sich der Ukrainekrieg zum ersten 
Mal. Resultat dessen sind mehrere 100.000 Tote und eine 
massive Fluchtbewegung aus der Ukraine in andere euro-
päische Staaten. Damit einhergehend findet eine massive 
Annäherung der Ukraine an den Westen statt. Waffenlie-
ferungen und Kredite lassen ihn als Gegenpol Russlands 
nicht nur für die Ukraine extrem attraktiv wirken. Auch 
Finnland und Schweden, die bislang keine Mitglieder des 
Militärbündnis NATO sind, welches mit den USA, Deutsch-
land und 28 weiteren Mitgliedsstaaten schon seit Jahren 
der größte globale Gegenspieler Russlands ist, haben am 
18. Mai 2022 gemeinsam ihre Anträge zum NATO-Beitritt 
offiziell eingereicht. Gleichzeitig treffen die Sanktionen 
gegen Russland vor Ort besonders die Arbeiter_Innen-
klasse und nicht die Machthabenden, während die Folgen 
im globalen Süden Hungersnöte, Lebensmittelknappheit 
und eine Hyperinflation sind. Besonders interessant ver-
hält sich hierbei China. Nachdem sie zu Beginn des Kriegs 
auf Seiten Russlands standen, haben sie nun ihre Neut-
ralität verkündet, rufen zu einer friedlichen Lösung des 
Konflikts auf und versuchen als Vermittler zu fungieren, 
obwohl sie weiterhin Hauptgegenspieler der USA sind.

Die aktuelle Entwicklung 
rund um den Ukrainekrieg ist 
ein Symptom der sich immer 

weiter verschärfenden imperialistischen Krise. Wir 
befinden uns inmitten der Neuaufteilung der Welt unter 

den imperialistischen Mächten, welche sich durch die 
geschwächte Wirtschaft immer weiter zuspitzt. Diese 
Zuspitzung zeigt sich unter anderem im Konflikt zwischen 
den USA und China. Die amerikanische Vormachtstellung 
in der globalen Wirtschaft wird durch China ins Wanken 
gebracht. Erst kürzlich waren die Medien voll mit Meldun-
gen von dem vermeintlichen Spionageballon Chinas, der 
von Alaska bis zum Atlantik flog, bevor er vom USA-Militär 
abgeschossen wurde. China wies diese Vorwürfe zwar als 
Teil eines Informationskriegs ausgehend von den Vereinig-
ten Staaten ab- dennoch ist der Konflikt damit nicht gelöst. 
So begannen die USA, die NATO massiv zu stärken und so 
zum Beispiel rund 300.000 schnelle Einsatzkräfte auf-
stockte. Auch zeigt sich in dieser Auseinandersetzung eine 
weitere Annäherung der EU, und damit auch Deutschlands, 
an die USA, die sich z.B. in europäisch-amerikanisch-koor-
dinierten Exportkontrollen gegenüber China ausdrückt.

Auch der Anspruch Chinas auf Taiwan, welches seit 
der Teilung Chinas 1949 faktisch als unabhängiger Staat 
gilt, aber formell noch nicht als unabhängig gilt, sorgt 
für Spannungen. China droht, sollte Taiwan formell ein 
unabhängiger Staat werden wollen, militärisch einzugrei-
fen um dies zu verhindern. Die USA pflegen zwar keine 
formellen Beziehungen zu Taiwan als unabhängigem 
Staat, jedoch unterstützen sie diesen durch Verkäufe von 
Waffen, informellen diplomatischen Austausch und durch 
das Aufstocken US-amerikanischer Kräfte in der Region. 

Zu diesen ohnehin gefährlichen Spannungen kommt 
nun der Versuch Russlands durch den Angriff auf die 
Ukraine wieder an Bedeutung und Einfluss zu gewinnen. 

Was wollen die ein-
zelnen Beteiligten?
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Das Aufgeben von wessen Seite auch immer würde auto-
matisch Schwäche bedeuten und damit die jeweilige 
imperialistische Kraft im Kampf um die Neuaufteilung 
der Welt zurückwerfen, weshalb nicht zu erwarten ist, 
dass einer der Beteiligten zurückrudert. Resultat dessen 
sind nun Auswirkungen auf die ganze Welt und vor allem 
natürlich auf die ärmeren Teile, auf die Arbeiter_Innen 
und auf die Jugend. Wir stehen aktuell einer realen Gefahr 
eines nuklearen Weltkriegs gegenüber. An jeder Ecke wird 
das Militär massiv aufgerüstet, Deutschland exportiert 
Waffen in die Ukraine und natürlich sind die 100 Milli-
arden für die Bundeswehr der Ampel-Regierung noch 
nicht vergessen. Aber auch unser aller Leben ist aktuell 
schon von dem Wettringen der imperialistischen Mächte 
betroffen: Unsere Lebenserhaltungskosten steigen in 
die Höhe, Gemüse und Obst sind kaum noch bezahlbar 
und ob die Heizung angeschaltet wird, muss man sich 
genau überlegen. Von den Profiten, die gerade Deutsch-
land aus dem Aufrüsten macht, spüren Arbeiter_Innen 
und Jugendliche absolut nichts, sie werden mit den wei-
ter steigenden Preisen weitestgehend allein gelassen.

Keiner der imperialistischen 
Staaten steht wirklich für die 
Unabhängigkeit der Ukraine ein. 
Russland natürlich nicht. Für 
diese war die Ukraine in Ver-

gangenheit nur Rohstofflieferant. Es galt bei der immer 
schwächer werdenden russischen Wirtschaft wenigstens 
mit der militärischen Stärke bestehende Partner zu erhal-
ten und jetzt soll die Eroberung ein Sprungbrett zurück 
in den Kampf um die Neuaufteilung der Welt sein.  Aber 
auch Deutschland und die USA und damit die NATO, haben 
keinerlei ernsthaftes Interesse an der Unabhängigkeit 
der Ukraine, geschweige denn wirklich an Frieden.  Zwar 
propagieren sie das und die NATO nennt sich selbst Frie-
densbündnis, doch die Realität sieht anders aus. Ziel des 
amerikanischen und europäischen Imperialismus ist es, 
die Ukraine möglichst abhängig von westlichen Krediten 
zu machen, um weitere Geldflüsse an die Durchsetzung 
von günstigen Investitionsbedingungen für westliche 
Konzerne zu knüpfen. Diese Perspektive verkörpert die 
pro-westlich-neoliberale Ausrichtung der Selenskyj-Re-
gierung. Unter dieser Regierung kämpft die Ukraine also 
nicht gegen die russische Invasion für ihre Unabhängig-
keit. Vielmehr kämpft sie dank massiver Militärhilfen 
aus Europa und den USA dafür, verlängerte Werkbank, 
Getreidelieferant und Absatzmarkt des Westens sein zu 
dürfen. Der osteuropäische Raum ist schon länger ein 
potentiell interessanter Raum für Kapital- und Waffenex-
porte. Durch die Sanktionen soll die russische Wirtschaft 
endgültig geschwächt werden und den USA waren die 
europäisch-russischen Beziehungen (z.B. Bau der Erd-
gaspipeline Nord-Stream-2) ohnehin ein Dorn im Auge. 
Ebenso darf nicht vergessen werden, wie massiv vor allem 
der deutsche Staat und deutsche Rüstungsunternehmen 
an kriegerischen Auseinandersetzungen profitieren. Der 
Ukraine-Krieg ist also eindeutig eine Konfrontation zwi-
schen zwei imperialistischen Blöcken. Und genau da liegt 
das Problem: Es kann keinen friedlichen Imperialismus 
geben, denn Imperialist_Innen geht es immer um das 
Ausdehnen des eigenen Einflusses, um wirtschaftliche und 
politische Macht. Um dies zu erlangen, sind kriegerische 
Auseinandersetzungen im Kapitalismus unausweichlich. 

Wir können uns also nicht darauf verlassen, dass die 
Staaten gemeinsam eine friedliche und faire Lösung finden, 
denn das ist nicht in ihrem Interesse. Die, die wirklich 
Interesse an einem sofortigen Frieden haben, sind vor 
allem die Arbeiter_Innenklassen, sowohl in der Ukraine, 
als auch in Russland, denn sie sind die, die am meisten 
unter der imperialistischen Konfrontation leiden. Deswe-
gen ist es wichtig, gemeinsam mit der russischen und der 
ukrainischen Arbeiter_Innenklasse eine internationale 
Antikriegsbewegung aufzubauen, welche sich auf keine 
Seite stellt, sondern sich gemeinsam gegen alle imperi-
alistischen Mächte auflehnt und die Waffen gegen diese 
wendet. Denn es gibt in diesem Konflikt keine gute Seite 
geben und selbst wenn der Ukrainekrieg endet, wird es 
keinen endgültigen Gewinner geben. Die Konfrontationen 
der unterschiedlichen Blöcke werden an anderer Stelle 
weiter gehen und es gibt immer die gleichen eindeutigen 
Verlierer: Die Arbeiter_Innenklasse und die Jugend. 

Deshalb fordern wir:
 💣 Sofortiger Abzug aller russischen Truppen 

aus der Ukraine! Anerkennung der ukrainischen 
Unabhängigkeit und Staatlichkeit durch Moskau!

 💣 Solidarität mit der Arbeiter_Innen-
klasse in Russland und der Ukraine und 
allen, die sich gegen Krieg stellen!

 💣 Keine Unterstützung für westli-
che Wirtschaftssanktionen gegen Russ-
land! Für Arbeiter_Innenaktionen, um 
die Lieferungen von Waffen und Muni-
tion an alle Kriegstreiber_Innen zu stop-
pen, solange die Aggression andauert!

 💣 Abzug aller NATO-Berater_Innen aus 
der Ukraine und der Seestreitkräfte der 
Westmächte aus dem Schwarzen Meer!

 💣 Für das Recht der Regionen Donezk, 
Luhansk und Krim auf demokratische Selbst-
bestimmung, einschließlich der Optionen der 
Autonomie innerhalb der Ukraine, der Unab-
hängigkeit oder des Beitritts zu Russland!

 💣 Auflösung von NATO und Organisation 
des Vertrags über kollektive Sicherheit!

 💣 Für eine neue globale Bewegung gegen 
imperialistische Kriege und Aufrüstung und 
für die Umleitung der enormen technischen 
und wissenschaftlichen Ressourcen, die dafür 
aufgewendet werden, um die brennenden 
Probleme der Klimakatastrophe, der Armut, 
des Hungers und der Krankheiten zu lösen!

 💣 StaatsbürgerInnenrechte für alle! 
Damit niemand, egal ob europäisch 
oder nicht, im Krieg leben muss.

Auf welcher Seite 
sollten wir als Re-
volutionär_Innen 
also stehen?
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Von Jona Everdeen

Tausend Schüler_Innen diskutieren den Kampf gegen 
den Klimawandel: Am Dienstag den 24. Januar fand in der 
Sophie-Scholl-Schule in Berlin-Schöneberg eine zuvor 
durch Schüler_Innen organisierte Vollversammlung statt!

Die Vollversammlung wurde unter dem Motto einer 
„Alternativen Klimakonferenz“ durchgeführt, nach-
dem die COP27 wieder einmal zu keinerlei Fortschritten 
bei der Bewältigung der Klimakrise geführt hatte.

Doch was genau ist überhaupt eine Vollversamm-
lung? Und wie kann sie einberufen werden?

Eine Vollversammlung an 
einer Schule ist eine für alle 
Schüler_Innen verpflicht-

ende, bis zu zwei Stunden lange Veranstaltung in der 
Aula oder einem anderen zentralen Raum der Schule.

Sollte die Schule über keinen Raum verfügen, in 
dem alle Schüler_Innen Platz haben, kann die Voll-
versammlung auch aus mehreren Blöcken mit 
jeweils unterschiedlichen Jahrgängen bestehen.

Eine Vollversammlung kann von der SV (Schüler_
Innen-Vertretung) einberufen werden, in Berlin einmal im 
Halbjahr, in anderen Bundesländern kann das variieren.

Mittels einer Vollversammlung kann in der ansons-
ten bewusst unpolitisch gehaltenen Schule ein Raum 

geschaffen werden, um über akute Fragen innerhalb der 
Schule aber auch gesellschaftlich relevante Themen, 
wie die Klimakrise, zu debattieren. Und das selbstbe-
stimmt durch die Schüler_Innen, ohne dabei Lehrkräften 
oder der Schulleitung rechenschaftspflichtig zu sein.

Die Vollversammlung ist somit die bestmögliche Platt-
form für einen Diskurs innerhalb der Schule und auf ihr 
kann auch über politische Forderungen abgestimmt und 
somit eine deutlich breitere Legitimität für diese geschaf-
fen werden. Schüler_Innen, von denen die meisten noch 
nicht an parlamentarischen Wahlen teilnehmen dür-
fen, können endlich einmal abstimmen, und zwar nicht 
bloß passiv durch die Wahl irgendwelcher Stellvertre-
ter_Innen sondern aktiv mit der Möglichkeit, sich selber 
an der Umsetzung des Wahlergebnisses zu beteiligen.

  
Bei der Vollversammlung 

an der Sophie-Scholl-Schule 
war, wie bereits erwähnt, die 

Klimakrise das Thema unter dem die rund 1000 Schü-
ler_Innen in 3 Durchgängen in die Aula gerufen wurden.

Dies fand auf Initiative unserer Genoss_Innen 
statt und eine Gruppe motivierter Schüler_Innen 
hatte zuvor die Organisation übernommen.

Eingeladen waren drei Gastreferent_Innen der Klima-
gruppen „Depth 4 Climate“, die sich für eine Schuldenstrei-
chung für die Länder der Globalen Südens einsetzt, „End 

Versammeln wir unsere 
Mitschüler💣Innen gegen
die Klimakrise!

Wozu eine  
Vollversammlung?

Die Vollversamm-
lung an der Scholl
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Fossil: Occupy!“, die mittels Schul- und Unibesetzung 
den Klimastreik auf ein neues Level heben will, sowie 
die „Workers and Youth Relief Campain“, die Unterstüt-
zung für die Betroffenen der Flutkatastrophe in Pakistan 
leistet. Diese referierten dabei über unterschiedliche 
Aspekte der Klimakrise und stellten Ansätze vor, wie 
diese gelöst werden könnten, wobei der inhaltliche Fokus 
darauf lag, dass Selbstorganisation von Arbeiter_Innen 
und Jugendlichen sowie internationale Solidarität not-
wendige Bedingungen für Klimagerechtigkeit sind.

Nach einer Frage- und Diskussionsrunde, bei der die 
Schüler_Innen inhaltliche Nachfragen stellen und eigene 
Beiträge einbringen konnten, stellte das Organisationsteam 
die zuvor erarbeiteten Forderungen an Schule und Politik 
vor und eröffnete daraufhin die Abstimmung über diese.

Die Forderungen wurden mit einer breiten Mehr-
heit angenommen. Das war ein Riesenerfolg!

Wie gesagt kann eine Vollver-
sammlung 1-2 Mal im Schuljahr 
durch die SV einberufen wer-
den. Es ist daher nötig, insofern 
man nicht als organisierende 
Gruppe selber Teil der SV ist, 

diese von der Vollversammlung zu überzeugen. Die Orga-
nisation der Vollversammlung muss jedoch nicht von der 
SV übernommen werden, sondern kann von allen inter-
essierten Schüler_Innen durchgeführt werden. Möglichst 
gute Kontakte zur SV sind natürlich trotzdem hilfreich.

Bei der Organisation sollte versucht werden, so viele 
Schüler_Innen wie möglich in die Planung, Ausge-
staltung und vor allem Aufstellung der For-
derungen einzubinden, indem mit Flyern, 
Plakaten und Mund-zu-Mund-Propaganda 
für Vorbereitungstreffen geworben 
wird. Je mehr Schüler_Innen am Pro-
zess beteiligt sind, je niedrigschwel-
liger die Möglichkeiten zur Mitge-
staltung sind, desto höher ist auch 
die Legitimität der Ergebnisse.

Auf der Vollversammlung selber 
sollte über Forderungen einzeln 
abgestimmt werden, damit die Schü-
ler_Innen bei jeder Forderung über-
legen können, ob sie zustimmen, und 
nicht bloß die Wahl haben entweder alle 
oder keine Forderungen anzunehmen.

Ihr seid bei der Planung einer Vollver-
sammlung der Schulleitung keine Rechen-
schaft schuldig, jedoch müsst ihr diese dort 
anmelden und ihr solltet, insofern möglich, 
versuchen, ein kooperatives Verhältnis mit der 
Schulleitung zu suchen, da das die Ausgestaltung deutlich 
vereinfachen kann. Gleichzeitig sollte Kritik an der Schul-
leitung aber keineswegs unter den Teppich gekehrt werden.

Für die Finanzierung der Vollversammlung, zum Bei-
spiel Druckkosten für Wahlzettel und Plakate, könnt 
ihr den schuleigenen Förderverein anfragen, der in der 
Regel unkompliziert auch höhere Kosten übernimmt.  

Wie an der Sophie-Scholl-Schule dürft ihr Refe-
rent_Innen von außerhalb einladen. Die Schulleitung 
hat kein Recht, über diese zu entscheiden. Es muss 
lediglich eine Begründung für die Einladung vorgelegt 

werden und die Referent_Innen müssen sich, wenn sie 
in die Schule kommen, beim Sekretariat anmelden.

Es ist außerdem wichtig, im Vorhinein einen Zeitplan 
für die Veranstaltung zu erstellen, der eher mit mehr als 
mit weniger Zeit rechnet, da sich der Ablauf mit mehreren 
hundert Schüler_Innen leicht um einige Minuten verzö-
gern kann. Das Programm der Vollversammlung bzw. eines 
ihrer Durchläufe muss also gut im Vorhinein durchgeplant 
und Aufgaben, mit Backup-Optionen, verteilt werden.

Damit die Vollversammlung 
nicht einen rein symbolischen 
Charakter hat, ist es wichtig, 

dass sie nicht das Ende der politischen Arbeit der Schü-
ler_Innen ist, sondern eigentlich erst ihr Anfang.

Angenommene Forderungen dürfen kein Selbstzweck 
sein, sondern müssen in der Folge der Vollversammlung 
aktiv von den Schüler_Innen durchgesetzt werden, da zu 
erwarten ist, dass sie nicht einfach so umgesetzt werden.

Dafür muss die Gruppe, die die Vollversammlung orga-
nisiert und die Forderungen aufgestellt hat, weiterhin 
organisiert bleiben und versuchen, noch mehr Schü-
ler_Innen, am besten schon auf der Vollversammlung 
selber, mit ins Boot zu holen und zu Treffen einzuladen.

Es ist wichtig, sich nicht in Hinterzimmerge-
spräche mit der Schulleitung verwickeln zu las-
sen, undemokratische Kompromissvorschläge 
entschieden zurückzuweisen und auf den demo-
kratisch betroffenen Beschlüssen zu beharren.

Sollte sich abzeichnen, dass die Schulleitung nicht 
bereit ist, diese umzusetzen, müssen unter 

Beteiligung möglichst vieler Schüler_Innen 
weitere Schritte geplant werden, wie der 

Druck erhöht werden kann. Möglichkeiten 
dafür reichen von offenen Briefen bis 
zu Schulstreiks und -besetzungen.

Es ist zu empfehlen, als Orga-
nisationsgruppe bei zukünftigen 
Wahlen für Klassensprecher_Innen- 
und Schulsprecher_Innen-Pos-
ten mit dem Programm zu kan-
didieren, die Beschlüsse der 
Versammlung zu verteidigen und 
die demokratische Mitsprache 
der Schüler_Innen zu vertiefen.

Ganz generell muss die Vollver-
sammlung langfristig genutzt werden, 

um aufzuzeigen, dass sie genau wie 
auch besagte Klassensprecher_Innen 

und Schulsprecher_Innen-Wahlen, ledig-
lich Bühnen darstellen, um für dauerhafte 

und wirklich demokratische Organisierung der 
Schüler_Innen zu werben und diese voranzutreiben. Ziel 

sollte es sein, die Schüler_Innen zu politisieren und gegen 
die Ungerechtigkeit des kapitalistischen Systems wie der 
Klimakrise in Stellung zu bringen. Das erkämpfen wir näm-
lich in einer Organisierung in Schüler_Innen-Komitees, in 
der Posten jederzeit abwählbar sind und die regelmäßige 
Treffen aller motivierten Schüler_Innen veranstaltet, 
auf denen politische Themen debattiert und daraus fol-
gende Forderungen dann auf regelmäßig stattfindenden 
Vollversammlung abgestimmt werden, um endlich die 
Erzählung von den „unpolitischen Schulen“ zu brechen!

Wie kann ich selber 
eine Vollversamm-
lung organisieren? 
Worauf muss ich 
achten?

Was folgt nach der 
Vollversammlung?



Eigentumsvorbehalt: Dieses Mag-
azin ist solange Eigentum des Ab-
senders, bis es dem Gefangenen 
persönlich ausgeliefert worden ist. 
“Zur Habenahme” ist keine Aus-
händigung im Sinne dieses Vorbe-
halts. Wird diese Druckschrift dem 
Gefangenen nicht persönlich aus-
gehändigt, ist sie dem Absender 
mit dem Grund des Nichtaushän-
digens zurückzusenden.

V.i.S.d.P. Annika Paulmichl, Eier-
gasse 2, Berlin

onesolutionrevolu-
tion.de

@revogermany

@REVOGermany

germany@oneso-
lutionrevolution.de

Sommer,
Sonne,
Sozialismus

Wann?

💣
«»

Wo?
Anmeldung?

14.08.−19.08.
Nähe von Berlin

Scann’ den QR−Code und fülle 
das Formular aus, schreib uns 
eine Mail oder sprich uns an!

Um die Welt zu verändern, müssen wir sie verstehen! 
Deswegen organisieren wir auch dieses Jahr unser 
Sommercamp „Internationalismus“. In mehr als 60 
Workshops werden wir uns damit auseinandersetzen, 
was die Ursachen von Krieg und Krise sind. Gemein-
sam wollen wir diskutieren, welche Auswirkungen 
die aktuelle Weltlage auf die Lage von Frauen und 
LGBTIA+ hat und werfen einen genaueren Blick auf 
die Lage in Ländern wie China, Russland oder Indien.

Ebenso beschäftigen wir uns auch, wie wir in Zeiten 
der Krise der Linkspartei und der Notwendigkeit 
einer Antikriegsbewegung erfolgreich sein können. 
Wie kann der „System Change“ in der Umweltbewe-
gung nicht nur eine Phrase bleiben, sondern wirklich 
werden? Was braucht es, damit man nicht nur von 
Enteignung redet, sondern diese auch umsetzen kann?

Welche Forderungen und Taktiken brin-
gen uns näher, dem Kapitalismus ein Ende 
zu setzen? Diese und weitere Fragen wol-
len wir gemeinsam mit euch diskutieren!
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immer noch durch den 
Staat unterdrückt 
werden

queere

Wie

Identitäten
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